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Hintergrund: Einsetzung und Arbeitsweise der 

Kommission für Erinnerungskultur 
Die Kommission für Erinnerungskultur wurde mit dem Ziel eingesetzt, die Stadt Kempten 
(Allgäu) bei der Auseinandersetzung mit ihrer Geschichte zu unterstützen und Empfehlungen 
für einen verantwortungsvollen Umgang mit historischen Persönlichkeiten und Formen des 
Gedenkens zu erarbeiten.  
Dieser Arbeitsbericht versteht sich als Stimme der Kommission und ist damit Ausdruck einer 
Zusammenarbeit von Politik, Verwaltung, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Die Arbeit der 
Kommission war von Beginn an breit angelegt. In mehr als zwanzig Sitzungen hat sie sich 
intensiv mit historischen Quellen, wissenschaftlichen Einschätzungen und unterschiedlichen 
Perspektiven beschäftigt. Dazu gehörten auch die Erstellung und Auswertung von 
Biogrammen, der Austausch mit anderen Städten und deren Kommissionen sowie die 



Einbindung wissenschaftlicher Expertise. Ebenso wichtig war der Aufbau von Kontakten und 
Netzwerken, um Erfahrungen zu teilen und voneinander zu lernen. 
Die Diskussionen innerhalb der Kommission waren dabei nicht immer einfach. 
Unterschiedliche Bewertungen und Einschätzungen führten mitunter zu intensiven Debatten. 
Diese wurden jedoch stets sachlich, konstruktiv und mit gegenseitigem Respekt geführt. 
Gerade diese Offenheit und der ehrliche Austausch haben wesentlich zur Qualität der Arbeit 
beigetragen. 
Mit diesem Bericht übergeben wir nun die Ergebnisse unserer Beratungen an die Stadtpolitik. 
Ein schriftlicher Bericht kann die Vielzahl der Argumente, Überlegungen und Abwägungen aus 
über zwanzig Sitzungen naturgemäß nur begrenzt abbilden. Unser Anspruch ist es dennoch, 
die zentralen Argumentationslinien und Ergebnisse transparent und nachvollziehbar zu 
dokumentieren. 
Dabei ist der Kommission bewusst, dass es keine allgemein gültigen Lösungen gibt. Jede 
Kommune muss ihren eigenen Weg im Umgang mit der Erinnerung an ihre Vergangenheit 
finden – einen Weg, der zur Geschichte der Stadt und zu ihrer heutigen Stadtgesellschaft 
passt. Die Auseinandersetzung mit historischen Persönlichkeiten kann daher an 
unterschiedlichen Orten zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Entscheidend ist, dass 
dieser Prozess offen, reflektiert, wertschätzend und im Dialog geführt wird. 
Wir danken allen Mitgliedern der Kommission für ihr großes Engagement sowie allen 
Institutionen und Fachleuten, die unsere Arbeit mit Rat und Expertise unterstützt haben. 
 
 

Politischer Auftrag der Kommission für Erinnerungskultur  

 
Die Einsetzung der Kommission für Erinnerungskultur der Stadt Kempten (Allgäu) geht auf eine 
politische und gesellschaftliche Diskussion zurück, die sich in den Jahren vor 2020 zunehmend 
intensivierte. Zwei Entwicklungen bildeten dabei zentrale Ausgangspunkte. 
Zum einen wurde seit dem Jahr 2018 in der Stadtöffentlichkeit über die Namensgebung der 
Knussertstraße diskutiert. Die Debatte entzündete sich an der historischen Bewertung der 
Person, nach der die Straße benannt ist, und daran, wie mit problematischen historischen 
Bezügen im öffentlichen Raum umzugehen sei. Die Diskussion machte deutlich, dass Fragen 
der historischen Verantwortung, der Bewertung lokaler Persönlichkeiten sowie der 
Sichtbarkeit von Geschichte im Stadtbild bislang nicht systematisch behandelt wurden. 
Zum anderen erhielt die Debatte neue Impulse durch einen Fachvortrag der Historikerin Dr. 
Martina Steber, der Impulse für eine wissenschaftliche Untersuchung der NS-Zeit in Kempten 
setzte. 
Vor diesem Hintergrund befasste sich der Kemptener Stadtrat in seiner Sitzung vom 30. Juli 
2020 grundlegend mit dem Thema Erinnerungskultur.  
Dabei zeigte sich ein breiter Konsens darüber, dass der Umgang mit historisch belasteten 
Straßennamen, Denkmälern oder Ehrungen nicht im Einzelfall entschieden werden sollte, 
sondern einer konzeptionellen Grundlage bedarf. Der Stadtrat fasste daher den 
Grundsatzbeschluss, die Verwaltung mit der Erarbeitung eines entsprechenden Konzepts für 
die städtische Erinnerungskultur zu beauftragen. 
Ein weiterer wichtiger Schritt erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für Kultur und 
Stadttheater am 21. Oktober 2020. In dieser Sitzung konkretisierte die Stadtpolitik den 
politischen Auftrag und beschloss die Einrichtung einer Kommission für Erinnerungskultur. 
Gleichzeitig wurde auch deren Zusammensetzung festgelegt. Die Kommission sollte bewusst 



interdisziplinär und plural besetzt sein und Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, 
Verwaltung, Wissenschaft und Zivilgesellschaft zusammenführen. 
Mit dieser Struktur verfolgte die Stadt das Ziel, historische Fragen nicht ausschließlich politisch 
zu entscheiden, sondern sie auf Grundlage wissenschaftlicher Expertise und gesellschaftlicher 
Perspektiven zu diskutieren. Die Kommission erhielt damit den Auftrag, die Stadt Kempten bei 
der Entwicklung eines reflektierten und transparenten Umgangs mit ihrer Geschichte zu 
beraten und Empfehlungen für eine zeitgemäße kommunale Erinnerungskultur zu erarbeiten. 
 
Anlagen: 

- Vorlage und Beschluss Stadtrat, 30.07.2020 
- Vorlage und Beschluss Ausschuss für Kultur und Stadttheater, 21.10.2020 

 
 

Zeitlicher Abriss der Kommissionstätigkeit und Mitglieder der 

Kommission 

 
Die Kommission ist zwischen 2021 und 2026 in 20 Sitzungen zusammengetreten. In der Regel 
fanden diese Sitzungen im Rathaus (zunächst im großen, später im kleinen Sitzungssaal) statt, 
im Ausnahmefall per Zoom. Der Auftrag der Kommission war von Beginn an sehr breit gefasst, 
was sich an der Auswahl der ExpertInnen ablesen lässt (Noa K. Ha war als Rassismus- und 
Migrationsforscherin zu Beginn Teil der Kommission, nach der beschlossenen Fokussierung 
auf den Zeitraum 1933-45 wurde entschieden, diese Tätigkeit ruhen zu lassen). 
 
Mitglieder der Kommission waren zum Zeitpunkt der finalen Beschlussfassung:  
Thomas Kiechle (Oberbürgermeister), Dr. Richard Schießl (Referent für Wirtschaft, Kultur und 
Verwaltung der Stadt Kempten), Martin Fink (Leiter des Kulturamtes der Stadt Kempten), Dr. 
Christine Müller Horn (Leiterin der Museen der Stadt Kempten), Erwin Hagenmaier (CSU), Herr 
Andreas Kibler (FW), Annette Hauser-Felberbaum (FW, Beauftragte für Kulturangelegenheiten 
der Stadt Kempten), Katharina Schrader (SPD), Erna-Kathrein Groll (Grüne, 3. Bürgermeisterin 
der Stadt Kempten), Michael Hofer (UB-ÖDP/FDP/JU/FFK), Markus Naumann (1. Vorsitzender 
des Heimatvereins Kempten), Tilman Ritter (Stadtheimatpfleger der Stadt Kempten), Prof. Dr. 
Martina Steber (stellvertretende Direktorin des Instituts für Zeitgeschichte München-Berlin), 
Dr. Sven Keller (Leiter der Dokumentation Obersalzberg des Instituts für Zeitgeschichte 
München-Berlin). 
 
Anlagen: 

- Liste der Sitzungen mit Datum 
- Liste der Kommissionsmitglieder 

 
 

Von der Kommission erarbeitete Dokumente 

 
Im Verlauf ihrer Arbeit hat die Kommission für Erinnerungskultur mehrere grundlegende 
Dokumente erarbeitet. Diese dienen dazu, Zielsetzung, Arbeitsweise und 
Entscheidungsgrundlagen der Kommission transparent zu machen und eine nachvollziehbare 



Grundlage für ihre Tätigkeit zu schaffen. Gleichzeitig sollen sie sicherstellen, dass die 
Bearbeitung historischer Themen nach klaren Kriterien erfolgt und sowohl innerhalb der 
Kommission als auch gegenüber Politik und Öffentlichkeit nachvollziehbar bleibt. 
Die wichtigsten Dokumente sind 

- eine Formulierung des übergeordneten Ziels 
- eine interne Geschäftsordnung für die Zusammenarbeit 
- eine Verfahrensordnung bei erinnerungskulturellen Maßnahmen 
- ein Kriterienkatalog zur Einordnung der Biogramme zu Straßennamensgebern 
- Kriterien für künftige Straßenbenennungen 

 
 

Ziel der Kommissionsarbeit 

 
Die Kommission versteht sich als beratendes Gremium, das historische Fragen auf 
wissenschaftlicher Basis aufarbeitet und der Stadtgesellschaft fundierte Empfehlungen geben 
kann. Dabei geht es nicht nur um die Bewertung einzelner historischer Persönlichkeiten, 
sondern auch um eine breitere Auseinandersetzung mit Geschichte, Erinnerung und 
öffentlichem Gedenken. 
 
Als erste Aufgabe wurde die Beschäftigung mit Straßennamen festgelegt, die nach 
Namensgebern benannt sind, die zwischen 1933 und 1945 politisch wirksam aktiv waren oder 
die NS-Ideologie unmittelbar beförderten. Die Rolle der Namensgeber in dieser Zeit sollte 
erforscht und in Biogrammen dargestellt werden sowie im Anschluss eine 
Handlungsempfehlung für die Stadt getroffen werden. 
Diese Handlungsempfehlungen gliedern sich in drei Kategorien: 

• Unbedenklich/kein Handlungsbedarf 

• Kontextualisierung (i.d.R. weil eine Belastung vorliegt, eine Aberkennung aber als nicht 
angezeigt erachtet wird) 

• Umbenennung der Straße 
 
 

Geschäftsordnung der Kommission 

 
Zur Regelung der internen Zusammenarbeit hat die Kommission grundlegende 
Verfahrensregeln festgelegt, die in einer Geschäftsordnung zusammengefasst sind. Zur 
Umsetzung dieser Geschäftsordnung, der Leitung der Kommission sowie der Kommunikation 
nach außen und gegenüber dem Stadtrat wurden Markus Nauman als Vorsitzender und 
Martin Fink als stellvertretender Vorsitzender gewählt. Als Geschäftsstelle fungiert das 
Stadtarchiv. 
 
Die Geschäftsordnung umfasst unter anderem: 

• Konkrete Planung und Durchführung der Sitzungen 

• Verschwiegenheitspflicht 

• Umgang mit Presse und Medien 

• Abstimmungen und Beschlüsse 

• Arbeitsrhythmus 



 
Über die Geschäftsordnung hinaus wurden weitere Regeln der Zusammenarbeit festgelegt. 
 
Die Kommission arbeitet in regelmäßigen Sitzungen, in denen aktuelle Themen, 
Forschungsergebnisse und mögliche Empfehlungen beraten werden. 
In der Regel trifft sich die Kommission viermal im Jahr, wobei die genaue Zahl der Sitzungen 
vom Arbeitsumfang abhängt. Bei Bedarf können zusätzliche Treffen oder Arbeitsgruppen 
eingerichtet werden. 
Die Entscheidungsfindung erfolgt möglichst im Konsens. Ziel ist es, gemeinsame Positionen zu 
erarbeiten, die von einer breiten Mehrheit der Mitglieder getragen werden. Sollte kein 
Konsens erreicht werden, können Entscheidungen auch durch Mehrheitsbeschluss getroffen 
werden. Minderheitspositionen können in der Dokumentation festgehalten werden, um 
unterschiedliche Perspektiven sichtbar zu machen. 
Zur Vorbereitung von Entscheidungen werden Biogramme, historische Gutachten oder 
Quellenanalysen erstellt, die als Diskussionsgrundlage dienen.  
 
Ein zentraler Grundsatz der Geschäftsordnung ist die Transparenz gegenüber Öffentlichkeit 
und Stadtverwaltung, soweit dies mit der sachgerechten Arbeit der Kommission vereinbar ist. 
Gleichzeitig soll die Geschäftsordnung sicherstellen, dass Diskussionen innerhalb der 
Kommission in einem vertrauensvollen und respektvollen Rahmen stattfinden können. 
Durch diese Regeln schafft die Kommission eine verbindliche Grundlage für ihre Arbeit und 
stellt sicher, dass ihre Empfehlungen auf einem klar strukturierten, nachvollziehbaren und 
verantwortungsvollen Verfahren beruhen. 
 
Die Kommission beauftragte Vorsitzende und Verwaltung, die behandelten Themen 
(inhaltlich, nicht in der Handlungsempfehlung) regelmäßig der interessierten Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen. Üblicherweise erfolgte das zunächst über einen Arbeitsbericht im 
Kulturausschuss. Vorträge und Diskussionen zu erstellten Biogrammen wurden im Rahmen 
des „Bewegten Donnerstags“ angeboten. 
 
Die Entscheidungen bzw. Handlungsempfehlungen der Kommission wurden gesammelt und 
erst nach Behandlung aller Biogramme als Gesamtempfehlung dem Stadtrat übergeben. 
 
Anlage: 

- Geschäftsordnung 
  

 
 
 

Verfahrensordnung bei erinnerungskulturellen Maßnahmen 

 
Die Verfahrensordnung definiert die Rolle der Erinnerungskommission innerhalb der Stadt 
und ihrer Prozesse. 
 
Eine zentrale Empfehlung der Kommission ist, dass die Stadtverwaltung in allen wesentlichen 
erinnerungskulturellen Belangen (aktuell v.a. die Auseinandersetzung mit dem 



Nationalsozialismus in Kempten) Kulturamtsleitung und Vorsitzenden der Kommission 
informiert. 
 
Anlage: 

- Verfahrensordnung bei erinnerungskulturellen Maßnahmen 
 
 

Kriterienkatalog zur Einordnung der Biogramme 

 
Ein zentrales Arbeitsinstrument der Kommission ist ein Kriterienkatalog, der die Grundlage für 
die Bewertung historischer Persönlichkeiten bildet. Ziel dieses Katalogs ist es, eine möglichst 
nachvollziehbare und einheitliche Einordnung der Biogramme zu ermöglichen. 
Die Aspekte des Kriterienkatalogs umfassen im Wesentlichen folgende Aspekte: 
Historischer Kontext: In welchem politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Umfeld hat 
die Person gehandelt? 
Handlungen und Verantwortung: Welche konkreten Handlungen sind dokumentiert und 
welche Verantwortung trug die Person für ihr Handeln? 
Bedeutung für die Stadt Kempten: Welche Rolle spielte die Person in der lokalen Geschichte? 
Verhältnis zu demokratischen und menschenrechtlichen Grundwerten: Inwiefern stehen 
Handlungen oder Positionen der Person im Widerspruch zu heutigen Grundwerten? 
Gesamtwürdigung der Biografie: Wie lassen sich problematische Aspekte im Verhältnis zu 
anderen Lebensleistungen einordnen? 
Selbstreflexion: Wie beurteilt die Person ihr Handeln rückblickend, nach 1945? 
Einordnung: selbst wenn sich eine Person beispielsweise antisemitisch oder 
kriegsverherrlichend äußert, tut sie das über das in dieser Zeit übliche Maß hinaus? 
 
Der Kriterienkatalog soll keine schematische Bewertung liefern, sondern eine strukturierte 
Grundlage für Diskussionen schaffen. Die endgültige Einschätzung erfolgt stets im Rahmen 
einer Gesamtbetrachtung der historischen Person und ihres Wirkens. 
Eine Mitgliedschaft in der NSDAP beispielweise ist alleine noch kein klares Indiz für eine 
ideologische Zugehörigkeit zum System. Es müssen immer der Zeitpunkt, die Beweggründe 
und der Kontext der handelnden Person berücksichtigt werden. 
 
Anlage: 

- Kriterienkatalog zur Einordnung der Biogramme zu Straßennamensgebern 
 
 

Kriterien für künftige Straßenbenennungen 

 
Um in Zukunft problematische Straßenbenennungen zu vermeiden, schlägt die Kommission 
Kriterien für künftige Straßenbenennungen vor. Dabei lehnt sie sich eng an die Handreichung 
„Straßennamen im Fokus einer veränderten Wertediskussion“ des Deutschen Städtetages aus 
dem Jahr 2021 an. 
 
Anlage: 

- Kriterien für künftige Straßenbenennungen 



 
 

Biogramme: Erstellung und Empfehlungen der Kommission 

 
Aus einer Liste von über 80 Straßennamen, die im Verdacht standen, einen Bezug zur NS-Zeit 
aufzuweisen, wurden drei aus der Untersuchung ausgeschieden, da nach Einschätzung der 
Kommission kein direkter Bezug zur NS-Zeit besteht (Düwellstraße, Gebirgsjägerweg, 
Zwanzigerstraße).  
Insgesamt wurden noch 82 Personen, die vor 1928 geboren wurden und einen Bezug zur NS-
Zeit aufweisen, sowie drei weitere Straßennamen (Landwehrstraße, Rheinlandstraße, 
Saarlandstraße) untersucht. 
In einigen Fällen wurden mehrere Personen für einen Straßennamen untersucht, sei es wegen 
einer Benennung nach mehreren Namensgebern (z.B. Geschwister-Scholl-Straße), sei es, dass 
zunächst geklärt werden musste, nach welcher Generation namensgleicher Personen eine 
Straße benannt war (z.B. Karl Höfelmayr). 
 
Zur Erstellung der Biogramme wurden erfahrene und renommierte externe 
WissenschaftlerInnen beauftragt. Eine größere Zahl an Biogrammen wurden am Lehrstuhl von 
Prof. Dr. Martina Steber angefertigt. Zu den Biographien von Dr. Otto Merkt und August 
Fischer wurden ausführliche Einzelstudien vergeben, die durch Katrin Holly M.A. bzw. Dr. Felix 
Berge erstellt wurden. Die größte Zahl an Biogrammen wurde durch Dr. Susanne Meinl und 
Dr. Swantje Greve erstellt. Bei der Mehrzahl dieser Biogramme war Grundlagenarbeit zu 
leisten, oft auf Basis einer aufwändigen Arbeit an Originalquellen. 
 
Alle Biogramme liegen zur Einsichtnahme durch Mitglieder des Stadtrates im Stadtarchiv 
bereit (Rathausplatz 3, Ansprechpartner Thomas Steck, Tel. 0831-2525-1735). 
 
Die Einordnung der Biogramme erfolgte durch die Mitglieder der Kommission. Dabei wurde 
unterschieden in: 

- Unbedenklich/kein Handlungsbedarf: Personen, die nicht im Verdacht stehen, die 
Herrschaft des NS gestützt zu haben 

- Kontextualisierung: Personen, bei denen sich Belastungsmomente ergeben (auch 
Personen, deren Biographie neben den Belastungsmomenten ambivalentes oder sich 
veränderndes, bisweilen sogar widerständiges Verhalten aufweist) 

- Umbenennung: Personen, für die belastende Momente nachgewiesen werden 
können, deren Schwere die Beibehaltung einer Straßenbenennung nicht rechtfertigt 

 
Grundsätzlich spricht sich die Kommission im Falle einer Belastung des Namensgebers einer 
Straße für eine Kontextualisierung aus und sieht darin eine Chance der Vermittlung und der 
pädagogischen Arbeit. Nur im Falle einer Belastung, die sich in ihrer Schwere deutlich 
unterscheidet, wird eine Umbenennung empfohlen. 
 
Die Empfehlung der Kommission erfolgt ausdrücklich zum aktuell bekannten Stand der 
Forschung. In den meisten Fällen ist die Forschungslage eindeutig. In anderen Fällen lässt die 
Quellenlage derzeit keine eindeutige Einordnung zu. Das gilt vor allem für diejenigen 
Biographien, die Verdachtsmomente enthalten, die aber nicht erhärtet werden konnten. Ein 
Beispiel dafür ist der Einsatz in Einheiten, die in der „Partisanenbekämpfung“ 



Kriegsverbrechen begangen haben, ohne dass der Einzelperson eine Beteiligung 
nachgewiesen werden kann. In diesen Fällen spricht sich die Kommission für die jeweils 
„mildere“ Empfehlung aus. 
 
Für die Umsetzung der Kontextualisierung im Einzelfall macht die Kommission keine konkreten 
Vorgaben. Grundsätzlich empfiehlt sich eine Kontextualisierung in digitaler Form (z.B. durch 
einen QR-Code und Informationen auf einer Homepage), angelehnt an eine museale 
Informationsvermittlung (knappe, gut verständliche Texte mit Illustrationen).  Die NS-
belasteten Personen sollen durch textliche oder gestalterische Markierung im Straßenbild 
kenntlich gemacht werden.  
 
Die Kommission empfiehlt, in einem zweiten Schritt nicht nur zu den Personen Informationen 
anzubieten, die von der Kommission zur Kontextualisierung vorgeschlagenen sind. Hierdurch 
können anhand der bereits geleisteten Arbeit auch positive Beispiele und die Vielfalt 
menschlichen Verhaltens mit seinen inhärenten Graustufen und Ambivalenzen sichtbar und 
zugänglich gemacht werden.  
 
Anlage: 

- Raster für Biogramme 
 
 

Ergebnisse: Erstellte Biogramme 
 
Als zentrale erste Aufgabe der Kommissionsarbeit wurde die Einordnung der wissenschaftlich 
erstellten Biogramme definiert. Diese Einordnung erfolgt immer in engem Abgleich mit den 
im Kriterienkatalog zugrunde gelegten Richtlinien. 
 
 

Kontextualisierungsempfehlungen von Straßennamen 

 
Karl-Böhm-Straße, 

benannt nach Karl Böhm (1885-1956) 

Gründer und Direktor des Allgäuer Überlandwerks (AÜW) 

Benennungsdatum: 14.2.1957; der Stadtrat kam mit der Straßenbenennung einem Wunsch 
des Betriebsrats des AÜW nach einer Würdigung des im Vorjahr verstorbenen langjährigen 
Geschäftsführers nach. 

 

Karl Böhm war nach dem Studium der Elektrotechnik im elterlichen Elektrizitätswerk in Au 
(Gemeinde Sulzberg) tätig und von 1920 bis 1955 Direktor des von ihm mitgegründeten 
Allgäuer Überlandwerks. 

Böhm trat der NSDAP bereits am 1.5.1933 bei. Daneben war er auch 1944/45 im Beirat der 
Gauwirtschaftskammer tätig und war förderndes Mitglied der SS 1933 bis 1939 sowie Mitglied 
einiger anderer NS-Organisationen. Er rechtfertigte seinen Parteieintritt damit, dass ihm nach 



den Korruptionsvorwürfen aus der NSDAP-Ortsgruppe gegen ihn und OB Merkt, sie hätten 
sich am Vermögen des AÜW bereichert, im Jahr 1933 nichts anderes übriggeblieben sei, als 
der Partei beizutreten. Sein Verhalten im Nationalsozialismus ist – wie bei vielen anderen der 
nachfolgenden Personen – ambivalent. Böhm nötigte seine Mitarbeiter, in die Deutsche 
Arbeitsfront einzutreten. Es liegt mindestens ein Fall vor, bei dem eine Weigerung zur 
sofortigen Entlassung führte. Außerdem verbat er Arbeitern und Angestellten den Einkauf in 
jüdischen Geschäften bei Drohung der Maßregelung. Andererseits kann man bei ihm aber 
auch (teil-)oppositionelles Handeln erkennen. Böhm unterstützte eine antisemitisch Verfolgte 
in seinem Betrieb. Bei einer anderen Mitarbeiterin, die wegen „Heimtücke“ angeklagt werden 
sollte, konnte er durch Hinweise auf ihre nervöse und überarbeitete Natur ein Verfahren 
abwenden. Außerdem soll er ein sozialer Arbeitgeber für NS-konforme Arbeiter und 
Angestellte gewesen sein (u.a. Zurverfügungstellung von Werkswohnungen). 

 

 

Thomas-Dachser-Straße, 

benannt nach Thomas Dachser (1906-1979) 

Spediteur und Transportunternehmer 

Benennungsdatum: 23.10.1979; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Thomas Dachser zog 1926 nach Kempten und war hier seit 1930 selbstständiger Spediteur und 
Transportunternehmer. 

Dachser war NSDAP-Mitglied ab 1.5.1933 sowie Mitglied in einigen anderen NS-
Organisationen. Ab Mitte der 1930er Jahre eröffnete seine Firma erste Niederlassungen und 
die Firma stieg zu einem der führenden Unternehmen der Branche im Allgäu auf. Während 
des Zweiten Weltkriegs führte die Spedition Dachser auch Lebensmitteltransporte in KZ-
Außenlager durch, Personentransporte in KZ-Außenlager sind nicht bekannt. Die Spedition 
Dachser beschäftigte am Standort Kempten ab 1941 eine geringe Zahl holländischer und 
französischer Zivilarbeiter als Transportarbeiter und Kraftfahrer. 

Im Berufungsverfahren der Spruchkammer wurde Thomas Dachser als Mitläufer eingestuft. 

 

 

Hermann-Dietze-Weg, 

benannt nach Hermann Dietze (1900-1967) 

Kunstmaler 

Benennungsdatum: 6.2.1986; als Begründung werden die „vielen Erfolge“ angegeben, 
„seitdem er 1937 im Haus der Deutschen Kunst ausstellte“, außerdem unter anderem die 
Leitung der Mal- und Zeichenkurse der Volkshochschule Kempten sowie seine Sommerkurse 
am Gardasee. 

 

Hermann Dietze stammte aus Böhmen, hatte in Prag ein künstlerisches sowie 
Lehramtsstudium absolviert und war seit 1937 freiberuflicher Maler und Grafiker. 1948 kam 
er als Heimatvertriebener nach Kempten. 

Dietze war NSDAP-Mitglied seit 1.12.1938. 1939 war er mit einer oder mehreren Abbildungen 
in einem Landschaftsführer zum neuen Sudetengau vertreten, für den Konrad Henlein das 



Vorwort schrieb. Dietze konnte seine zeitlosen Landschaftsbilder innerhalb der NS-Kunst 
platzieren und war mit 20 Gemälden auf den „Großen Deutschen Kunstausstellungen“ ab 
1938 bis 1944 vertreten. Zu den Käufern seiner dort ausgestellten und meist hochpreisigen 
Bilder gehörten Adolf Hitler, Heinrich Himmler, Karl Hermann Frank, die Stadt Aussig, der für 
Martin Bormann am Obersalzberg und in Pullach beschäftigte Innenarchitekt Heinrich 
Michaelis und der Reichsschatzmeister der NSDAP, Franz Xaver Schwarz. Gleichwohl ist er kein 
herausragender Maler der 1930er/40er Jahre. Dietze war stark dem rechtsnationalistischen 
sudetendeutschen Milieu verhaftet. Zu seinem Freundeskreis zählten einige NS-belastete 
Personen, die auch nach 1945 in den sudetendeutschen Netzwerken aktiv waren. 

 

 

Peter-Dörfler-Straße, 

benannt nach Dr. Peter Dörfler (1878-1955) 

Theologe und Schriftsteller 

Benennungsdatum: 29.11.1955; eine Begründung der Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Peter Dörfler war promovierter Theologe und in verschiedenen geistlichen Ämtern tätig. 
Bekannt wurde er als Verfasser christlich geprägter historischer Romane, Erzählungen und 
Schauspiele. 

Zu Hitlers Geburtstag am 20. April 1933 war Dörfler geladener Gast der Uraufführung von 
Hanns Johsts Staatsschauspiel Schlageter im Staatlichen Schauspielhaus Berlin. Peter Dörfler 
wurde im April/Mai 1933 in die gleichgeschaltete Sektion Dichtkunst der Preußischen 
Akademie der Künste aufgenommen, mit 13 anderen Schriftstellerinnen und Schriftstellern, 
die Nationalsozialisten waren oder aufgrund ihres literarischen Schaffens als NS-
Sympathisanten galten. Der „Völkische Beobachter“, für den Dörfler gelegentlich schrieb, 
charakterisierte die Berufenen so: Die Auserwählten seien Repräsentanten dessen, „was ein 
Nationalsozialist unter echtem deutschen Dichtertum versteht: Die Einheit von 
gesinnungsmäßiger und leistungsmäßiger Hochwertigkeit“. Zwischen dem 26. und 28. 
Oktober 1933 erschien in verschiedenen großen Tageszeitungen im Deutschen Reich das 
„Gelöbnis treuester Gefolgschaft“ zur Politik Adolf Hitlers, das von 88 deutschen 
Schriftstellern beiderlei Geschlechts unterzeichnet war. Einer der 88 war Peter Dörfler. Das 
„Gelöbnis“ ging von der gleichgeschalteten Sektion für Dichtkunst der Preußischen Akademie 
der Künste aus und war Teil der Mobilisierungswelle für die Reichstagswahlen vom 12. 
November 1933, mit der die Deutschen die Zustimmung zum Austritt aus dem Völkerbund 
(14.10.1933) erklären sollten.  

Dörfler stimmte bei den Scheinwahlen 1934, 1936 und 1938 laut politischem Gutachten mit 
„Nein“. Das heißt, dass er politisch überwacht wurde. 

Im Juli 1934 hielt Dörfler eine Grabrede bei der Beerdigung des im Verlauf des sogenannten 
Röhm-Putsches irrtümlich erschossenen Musikkritikers der „Münchner Neuesten 
Nachrichten“, Willi Schmid. Nach einem Überwachungsbericht soll Dörfler gesagt haben: 
„Dein Führer war Christus“. 1936 holte das Reichssicherheitshauptamt, vermutlich SS-
Hauptsturmführer Franz Alfred Six, politische Informationen über Dörfler ein und leitete ein 
Dossier an die Reichsschrifttumskammer weiter. Das Dossier eines unbekannten Verfassers, 
vermutlich Gestapo oder SD München, führte u.a. auf, dass Dörfler als Leiter des katholischen 
Kinderheims in München-Heuhausen die Zöglinge systematisch dem Eintritt in die 
Hitlerjugend entzog, zur Konfessionsschule anstelle der „Deutschen Gemeinschaftsschule“ 



anmeldete und der „Deutsche Gruß“ im Heim untersagt war. Über Dörfler schrieb der 
Gaupersonalamtsleiter München-Oberbayern dem Reichsministerium für Volksaufklärung 
und Propaganda im Juni 1940, dass es sich bei Dörfler um einen ausgesprochenen Gegner des 
NS-Regimes handle. 

Nach einer ersten Euphorie für das NS-Regime 1933 zeigte sich bei Dörfler, einem 
konservativen nationalen Katholiken, ab 1934 eine Abwendung vom Regime. 

 

 

Enzenspergerweg, 

benannt nach Josef Enzensperger (1873-1903) und Ernst Enzensperger (1877-1975) 

Letzterer Studienprofessor/Gymnasiallehrer für Mathematik und Physik, Schriftsteller, 
Alpenvereins- und DJH-Funktionär 

Benennungsdatum: 18.5.1961; begründet wurde die Benennung damit, dass die Brüder 
Enzensperger „zu den bedeutendsten Erschließern der Allgäuer Berge“ gehörten. 

 

Die Familie war 1887 von Rosenheim nach Sonthofen übergesiedelt. Josef Enzensperger, 
Gründer des Akademischen Alpenvereins und erster Wetterbeobachter auf der Zugspitze, 
spielt aufgrund seiner Lebensdaten anders als sein Bruder für den vorliegenden Bericht keine 
Rolle. 

Ernst Enzensperger war seit 1905 als Lehrer an Gymnasien in Bamberg und München tätig. 
Daneben war er im Deutschen und Österreichischen Alpenverein lange Zeit sehr aktiv, was 
auch die zahlreichen veröffentlichten Schriften belegen. Engagiert hat er sich besonders im 
Bereich Jugendwandern und Jugendherbergswerk, der damals stark mit der Vermittlung 
nationalistischer Einstellungen verbunden war, die sich ebenfalls in Enzenspergers Schriften 
spiegeln. Nach Kriegsende war er maßgeblich an der Neugründung des Deutschen 
Jugendherbergswerks beteiligt. 

Ab April 1933 gehörte Ernst Enzensperger der DNVP an, schon im Dezember 1932 war er dem 
Stahlhelm beigetreten. Wie sich Enzensperger im Nationalsozialismus verhalten und 
positioniert hat, kann derzeit schwer beurteilt werden, weil es kaum Forschung zu seiner 
Biographie gibt. Es gibt jedoch vereinzelt Hinweise auf eine NS-Belastung. In der 
Zusammenarbeit mit SA, SS und HJ erblickt Enzensberger ein „wertvolles, überaus fruchtbares 
Arbeitsfeld für den Alpenverein“, dem ihm Rahmen des Nationalsozialismus eine Führerrolle 
zukomme. Enzensperger scheint auch früh proaktiv auf die HJ bzw. deren Vertreter 
zugegangen zu sein. So existiert ein Brief von Enzensperger an den HJ-Gebietsführer Emil Klein 
vom 4.4.1933: „Wir würden uns freuen, (…) wenn mit der Hitlerjugend und im weiteren 
Bereich der nationalen Regierung und ihren Vertretern das gleiche Vertrauensverhältnis sich 
ergeben würde, das bisher die Grundlage unserer Arbeit für die Jugend und unserer Erfolge 
war.“ 

 

 

 

 

 

Bischof-Freundorfer-Weg, 

benannt nach dem Augsburger Bischof Prof. Dr. Josef Freundorfer (1894-1963) 



Hochschulprofessor, Bischof von Augsburg ab 1949 

Benennungsdatum: 9.5.1963; gewürdigt werden sollen „die großen Verdienste, die sich 
[Bischof Freundorfer] um die Stadt Kempten durch die Errichtung vieler Bauten und Kirchen 
erworben hat“. 

 

Josef Freundorfer war promovierter Theologe, Hochschulprofessor für neutestamentliche 
Exegese und von 1949 bis zu seinem Tod Bischof von Augsburg. Als solcher gründete er unter 
anderem das Bischöfliche Studienseminar St. Magnus in Kempten. 

Freundorfer gehörte zu den rund 900 deutschen Hochschullehrern, die im November 1933 ein 
schriftliches „Bekenntnis“ zu Adolf Hitler und dem nationalsozialistischen Staat ablegten. 
Dieses Bekenntnis zu Adolf Hitler deutet auf einen konservativen Nationalismus hin. Damals 
herrschte in weiten katholischen Kreisen die Hoffnung, sich in das Regime einfügen zu können. 

Nach Ansicht des Augsburger Bistumshistorikers Thomas Groll sind seine Kriegspredigten 
nicht unproblematisch: So verstieg er sich in einer Kriegspredigt durchaus auch zu einer heute 
nicht mehr verständlichen Gleichsetzung von soldatischem Heldentod mit dem Kreuzesopfer 
Christi: „Denn wie in jedem Christen Jesus Christus selbst weiterwirkt und weiteropfert, so 
steht jedes Heldensterben eines christlichen Soldaten im Leuchten und im Adel und in der 
Nachfolge des großen Opfersterbens Jesu Christi selbst.“ Die von Freundorfer in seinen 
Predigten gemachten Äußerungen zum soldatischen Heldentod für das Vaterland sind aus 
heutiger Sicht kritikwürdig, aus damaliger Sicht kann man daraus aber kein Eintreten für das 
NS-Regime ableiten. Freundorfer gab an, dass er zweimal denunziert wurde wegen seiner 
Predigten. Ferner sei er gegen Ende des Krieges in seiner persönlichen Sicherheit bedroht 
worden. Hier liegen nur Eigenangaben ohne Zeugen vor, da kein Spruchkammerverfahren 
durchgeführt wurde. 

Freundorfer selbst sah sich als Gegner der NSDAP bzw. als Unbelasteter/Verfolgter. Mit 
seinem schriftlichen Bekenntnis zu Hitler 1933 setzte er sich öffentlich nie auseinander. 

 

 

Gerhard-Hauptmann-Straße, 

benannt nach Gerhart Hauptmann (1862-1946) 

Schriftsteller, Dramatiker 

Benennungsdatum: 26.6.1952; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Ab 1933 stützte Hauptmann als berühmter Schriftsteller mit seinen öffentlichen 
Loyalitätsbekundungen das NS-Regime, was wiederum vom Regime propagandistisch 
instrumentalisiert wurde. Dennoch lässt sich sein Verhältnis zum Nationalsozialismus in der 
Gesamtschau als ambivalent einordnen: „Wer auf eindeutige Antworten dringt, ist bei diesem 
Autor sicher an der falschen Adresse“, resümiert der Hauptmann Biograph Peter Sprengel. 

Im März 1933 unterzeichnete Hauptmann das Revers der Sektion für Dichtkunst der 
Preußischen Akademie der Künste, die Mitunterzeichnung des „Gelöbnis treuester 
Gefolgschaft“ deutscher Schriftsteller im Oktober 1933, mit dem diese ein Treuegelöbnis für 
Adolf Hitler abgaben, lehnte Hauptmann jedoch ab. 

Hauptmann war mit zahlreichen jüdischen Personen bekannt und befreundet. Viele dieser 
Personen emigrierten nach dem Machtantritt der Nationalsozialisten ins Ausland. Hauptmann 
unterschätzte die Radikalität der judenfeindlichen NS-Politik und verkannte die Notsituation 



der Juden und Jüdinnen in Deutschland, was ihm viele der Juden im Exil vorwarfen. Ihren durch 
die NS-Politik erzwungenen Aufenthalt im Ausland behandelt er wie eine „freiwillige Reise mit 
der Aussicht auf baldige Wiederkehr“. In den Notizen des Autors finden sich immer wieder 
stereotype antisemitische Äußerungen, obwohl sich bei ihm zugleich judenfreundliche 
Tendenzen finden lassen. Einzelne Unterstützungsversuche Hauptmanns für seine jüdischen 
Bekannten sind überliefert – allerdings nur in sehr begrenztem Umfang. 

Die NS-Rassenpolitik lehnte Hauptmann ab, insbesondere die 1935 eingeführten „Nürnberger 
Gesetze“ und die „Euthanasie-Aktionen“, aber auch die Einführung des Judensterns. 
Allerdings äußerte es sich hierzu nur im Privaten, und nicht öffentlich. Grundsätzlich spielte 
rassistisches Denken in seiner Biografie durchaus eine Rolle; 1905 war er der „Gesellschaft für 
Rassenhygiene“ beigetreten. Generell lässt sich bei Hauptmann zunehmend eine Form der 
Ausblendung des jüdischen Schicksals erkennen. 

1944 wurde Hauptmann von Reichspropagandaminister Joseph Goebbels, der über 
Hauptmann in seinem Tagebuch schreibt, „er gehört innerlich zu uns“, sogar auf die sog. 
„Gottbegnadeten-Liste“ gesetzt, die lediglich sechs Schriftsteller umfasste. Diese galten dem 
Regime als „überragendes nationales Kapital“ – sie waren von jeder Form der 
Dienstverpflichtung freigestellt und sollten trotz des Krieges ungestört in ihrem Beruf 

weiterarbeiten können. Hauptmann hielt offenbar Kontakte zu führenden Nationalsozialisten. 
So war er mit dem Gauleiter von Niederschlesien Karl Hanke befreundet. Hanke war ebenso 
wie Generalgouverneur Hans Frank, der für die Ermordung der Juden im besetzten Polen 
verantwortlich war und nach dem Krieg als Hauptkriegsverbrecher hingerichtet wurde, auf 

Hauptmanns Anwesen in Agnetendorf zu Gast. Eine kritische Auseinandersetzung mit seiner 
Rolle während der NS-Zeit fand bei Hauptmann bis zu seinem Tod 1946 nicht statt. 

 

 

Henggeweg, 
benannte nach Josef Hengge (1890-1970) 
Kunstmaler 
Benennungsdatum: 14.11.1972; eine inhaltliche Begründung für die Benennung wurde nicht 
angegeben. 
 

Der aus Kempten stammende Josef Hengge machte eine Lehre als Dekorations- und 
Kirchenmaler und besuchte anschließend die städtische Gewerbe und Kunstgewerbeschule 
München sowie die Akademie der bildenden Künste in München. Bewerbungen um eine 
Aufnahme in den Staatsdienst als Kunstmaler, Restaurator oder Professor scheiterten, sodass 
Hengge seinen Lebensunterhalt als freiberuflicher Kunstmaler verdiente. 

Hengge trat 1937/38 der NSDAP bei und war von 1933 bis 1945 in der Reichskulturkammer 
der bildenden Künste. Durch seine kriegsverherrlichenden Malereien und Fresken an 
öffentlichen Gebäuden, Kasernen und Kirchen, die regelmäßige Beschickung der „Großen 
Deutschen Kunstausstellungen“ (Käufer u.a. Adolf Hitler, Robert Ley) mit martialischer oder 
„Blut und Boden“-Kunst und die um 1938 für die Außenfassade des Berghofs am Obersalzberg 
gelieferten Entwürfe (angeblich auf Wunsch Hitlers und möglicherweise von Martin Bormann 
ausgebremst) ist Hengge in der Gruppe der Künstler am stärksten belastet. Zu erwähnen sind 
weiterhin kriegsverherrlichende Motive für Weihnachts- und Neujahrskarten. 



Hengge blendete nach dem Krieg seine künstlerische Tätigkeit für das NS-Regime zwischen 
1938 und 1945 vollständig aus und stellte sich in seiner Eigenschaft als überzeugter Katholik 
als weltanschaulichen 

Gegner des „Dritten Reiches“ dar. Hengge und sein Anwalt bauten ihre erfolgreiche 
Verteidigungsstrategie auf Hengges monarchistischen und tief religiösen Einstellung auf, die 
keinen Raum und kein Motiv für eine nationalsozialistische Gesinnung gelassen hätte. Ganz 
im Gegenteil: Hengge sei ein entschiedener Gegner der NSDAP gewesen und habe deswegen 
auf viele Aufträge verzichtet. Hierzu wurden Hengges Wirken als anerkannter Kirchenmaler 
und die jedoch zu hinterfragende Hilfe für antisemitisch Verfolgte angeführt. Das 
Spruchkammerverfahren von Hengge enthält zahlreiche Schutzbehauptungen, 
Verschleierungen und in die Irre führende Angaben. 

 

 

Herzstraße, 

benannt nach Jakob Herz (1884-1946) 

Landwirt, Bauernfunktionär 

Benennungsdatum: 4.5.1976; gemäß einem Schreiben von Spitalhofdirektor Max Gehring an 
den Oberbürgermeister vom 26.7.1974 wird damit die Rolle von Jakob Herz, der als „Allgäuer 
Bauernführer“ bekannt gewesen sei, als langjähriger Erster Vorsitzender des 
Milchwirtschaftlichen Vereins im Allgäu und Förderer der Konzentration wichtiger 
milchwirtschaftlicher Einrichtungen in Kempten gewürdigt. 

 

Jakob Herz stammte von einem Hof in der Gemeinde Untermeiselstein und besaß seit 1912 
eine eigene Landwirtschaft in Durach. Bereits ein Jahr später übernahm er als Geschäftsführer 
der neugegründeten Duracher Viehzuchtgenossenschaft sein erstes Amt (bis zu seinem Tod). 

Wir haben es hier mit einem der großen Bauernfunktionäre im Allgäu mit zahlreichen Ämtern 
und Ehrenämtern zu tun. So bekleidete er z.B. das Amt des 1. Vorsitzenden des 
Milchwirtschaftlichen Vereins und des 2. Vorstands der Tierzuchthalle Allgäu. Von 1916 bis 
1939 saß er im Duracher Gemeinderat, von 1933 bis 1941 als Zweiter Bürgermeister bzw. 
Beigeordneter. Herz war NSDAP-Mitglied seit 1.8.1935. 

Bereits vor der „Machtübernahme“ der Nationalsozialisten hatte Jakob Herz sich als 
Sympathisant zu erkennen gegeben: Er unterstützte die Versprechungen der Partei im Hinblick 
auf die Bauernschaft, wie Entschuldungsverfahren und Aufhebung von 
Zwangsversteigerungen. Maßnahmen wie das Erbhofgesetz habe er aber abgelehnt (was mit 
Zeugenaussagen übereinstimmt). Der öffentliche Kläger im Spruchkammerverfahren schrieb 
im Mai 1947 nach dem Tod von Jakob Herz: „Ermittlungen ergaben, dass der Betroffene sich 
in den ersten Tagen für Nationalsozialismus einsetzte, doch später Gegner wurde, was auch 
zum zeitweiligen Ausschluss aus NSDAP führte.“ Herz war zuletzt in das Netzwerk des „Sperr-
Kreises“, einer bayerischen bürgerlichen Widerstandsgruppe um Franz Sperr, eingebunden. 

 

 

 

 

Hieberstraße, 

benannt nach Friedrich (Fritz) Hieber (1913-1967) 



Kaufmann, Bergsteiger 

Benennungsdatum: 18.4.1973; begründet wurde die Benennung damit, dass Fritz Hieber ein 
bekannter Kemptener Bergsteiger gewesen sei, der mit seinem Bruder Adolf eine Himalaya- 
und eine Andenexpedition mit Erstbesteigungen durchgeführt habe und am Montblanc [von 
einer Lawine getroffen] abgestürzt sei. 

 

Hieber führte in Kempten einen eigenen Elektrogroßhandelsbetrieb und war daneben als 
Bergsteiger aktiv, organisiert in der Sektion Allgäu-Kempten des Deutschen Alpenvereins, ab 
1947 war er deren Zweiter Vorsitzender. 

Eine NSDAP-Mitgliedschaft lässt sich bei Hieber nicht nachweisen, ebenso gab es kein 
Spruchkammerverfahren. Ein gewichtiges noch genauer zu untersuchendes 
Belastungsmoment ist Hiebers Kriegseinsatz im Zweiten Weltkrieg. Ebenso wie Heinrich 
Klopfer zählte Fritz Hieber zu den Gebirgsjägern der 1. Gebirgsdivision, die als Eliteeinheit der 
Wehrmacht galt. Ab Frühjahr 1943 war Hieber an der sog. Bandenbekämpfung der deutschen 
Wehrmacht in Serbien, Montenegro und Griechenland beteiligt. In Jugoslawien hatte sich seit 
dem Sommer 1941 eine starke Partisanenbewegung gebildet. Diese sollte im Rahmen des 
Unternehmens „Schwarz“ ab Anfang Mai 1943 „liquidiert“ werden. An dieser Aktion war auch 
die 1. Gebirgsdivision beteiligt, zu der u.a. das 99. Gebirgsjägerregiment zählte, bei dem auch 
Hieber eingesetzt war. Dafür wurde die Division im April nach Serbien versetzt. Beim 
Unternehmen „Schwarz“ wurde rücksichtlos gegen Zivilisten vorgegangen, zahlreiche Frauen 
und Kinder wurden ermordet. Auch in Nordwestgriechenland wurde mit Partisanen in 
ähnlicher Weise umgegangen. An den Kämpfen wird Fritz Hieber beteiligt gewesen sein. Eine 
individuelle Schuld ist aber derzeit nicht nachweisbar. 

 

 

Kellenbergerstraße, 

benannt nach Martin Kellenberger (1857-1939) 

Rechtsrat der Stadt Kempten, Heimatforscher und Pfleger des Allgäuer Heimatmuseums, 
Ehrenbürger der Stadt Kempten 

Benennungsdatum: 1927/1936; Die Benennung erfolgte zum 70. Geburtstag Kellenbergers. 
Als Grund wird im Kemptener Adressbuch von 1939 angegeben, dass Kellenberger sich um die 
geologische Heimatforschung besonders verdient gemacht habe. Zwischenzeitlich (1936) 
wurde die bisherige Kellenbergerstraße zwischen Bahnhofstraße und Boleite in 
Storchenstraße umgewidmet und die damals neu entstehende Straße zwischen Rheinland- 
und Saarlandstraße nach Kellenberger benannt. 

 

Martin Kellenberger war von 1885 bis 1917 rechtskundiger Magistrat der Stadt Kempten. Im 
Ruhestand verschrieb er sich der Heimatforschung und war damit auch Teil der 
Heimatbewegung, die nach dem Ersten Weltkrieg durch eine Rückbesinnung auf spezifische 
regionale Eigenarten und nationale Einheit auszeichnete. Er verfasste zahlreiche kunst- und 
heimatgeschichtliche sowie geologische Schriften. 

Eine NSDAP-Mitgliedschaft von Kellenberger ist nicht belegt. Kellenberger begrüßte aber den 
Machtantritt der Nationalsozialisten, wie zahlreiche Zeitgenossen berichteten. Er fand mit 
seinen Positionen leicht Anschluss an die völkisch-nationalsozialistische Heimatideologie und 
konnte sich mit seinen Forschungen hier problemlos integrieren. In seinen Schriften hofierte 
Kellenberger Adolf Hitler und den Nationalsozialismus, den er verherrlichend als „die neue 



Zeit“ bezeichnete. 1937 veröffentlichte er die Schrift „Stadt Kempten. Buch der Erinnerung“, 
eine Zusammenstellung der von Otto Merkt initiierten Haus- und Gedenktafeln in Kempten. 
Symbolträchtig stellte er seinen Ausführungen einen Blick auf die nationalsozialistischen 
Denkmäler in Kempten voran. Auf der Widmungsseite verkündete er: „Was die Stadt Kempten 
in diesem Jahr [1933] getan hat, den Geist der neuen Zeit zu künden, späteren Geschlechtern 
von der Kampfzeit und dem Siege des Führers zu erzählen, sei zuerst berichtet in diesem Buch 
der Erinnerungen.“ Daran anschließend präsentierte er auf mehreren Seiten Fotografien der 
Kemptener NS-Denkmäler, u.a. des Adolf-Hitler-Platzes, des Horst Wessel-Weges sowie des 
Schlageter-Weges – die beiden letzteren mit ihren dazugehörigen Gedenksteinen. Damit 
spielte er der NS-Propaganda in die Hände und verbreitete wissentlich den NS-Kult um die 
beiden zu „Märtyrern der Bewegung“ stilisierten Antidemokraten Horst Wessel und Albert 
Leo Schlageter weiter. Zudem präsentierte er den Fünf-Eichen-Ring, ein Denkmal, das die 
Einigkeit der konservativ-bürgerlichen Eliten und der Nationalsozialisten demonstrieren sollte: 
„Das sind die 5 Männer, die an der Wiege des Dritten Reiches standen, die für unsere Stadt 
Kempten Mittler waren einer neuen Zeit“ – gemeint waren Reichspräsident Paul von 
Hindenburg, Reichskanzler Adolf Hitler, Reichsstatthalter Ritter von Epp, Ministerpräsident 
Ludwig Siebert und der bayerische Staatsminister und Mitbegründer der Kemptener NSDAP-
Ortsgruppe Hermann Esser; jedem war eine der fünf Eichen gewidmet. Sowohl Adolf-Hitler-
Platz als auch Fünf-Eichen-Ring waren an herausragender Stelle am Haubenschloß errichtet 
worden und demonstrierten im öffentlichen Raum Kemptens den Herrschaftsanspruch der 
nationalsozialistischen Machthaber. Kellenbergers Begeisterung für den Nationalsozialismus 
zeigte sich auch in dem posthum erschienenen Werk „Unser Kempten“ von 1940. Direkte 
antisemitische Äußerungen oder Zuspruch zur NS-Rassenpolitik lassen sin in seinem Werk 
nicht finden. Dennoch trug er durch seine Schriften dazu bei, die NS-Ideologie 
weiterzuverbreiten und verschaffte ihr Zuspruch bei den Lesern seiner Werke. Kellenberger 
hat –in der NS-Zeit schon im fortgeschrittenen Alter – zum Establishment der Stadt gehört und 
sich in seinen Schriften vorbehaltlos für das NS-Regime ausgesprochen. 1937 wurde ihm die 
Ehrenbürgerwürde der Stadt Kempten verliehen. Bei seinem Begräbnis war eine Abordnung 
der NSDAP vertreten, um ihm die letzte Ehre zu erweisen. Kellenberger gehört zu den 
Persönlichkeiten, mit denen man sich in Kempten bisher nicht kritisch auseinandergesetzt hat 
und die daher als völlig unproblematisch wahrgenommen wurden. 

 

 

Heini-Klopfer-Weg, 

benannt nach Heinrich (Heini) Klopfer (1918-1968) 

Ingenieur, Architekt, Skispringer 

Benennungsdatum: 14.12.1978; eine Begründung der Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Der Oberstdorfer Heini Klopfer war in den 1930er bis 1950er Jahren ein erfolgreicher 
Skispringer. Nach Krieg und Studium arbeitete er als Architekt, der insbesondere mit dem Bau 
von Skisprung- und Skiflugschanzen bekannt wurde, seit 1956 hatte er ein eigenes 
Architekturbüro in Oberstdorf. 

Wie auch bei Fritz Hieber ist keine NSDAP-Mitgliedschaft nachweisbar, es gab auch kein 
Spruchkammerverfahren. Im Zweiten Weltkrieg zählte Klopfer wie Hieber zu den 
Gebirgsjägern der 1. Gebirgsdivision, die als Eliteverband der Wehrmacht galt. Seit 1939 
leistete er seinen Wehrdienst bei den Gebirgsjägern. Von Januar bis Mai 1942 war Klopfer bei 



der 1. Kompanie des Jagdkommando 6 eingesetzt. Das Jagdkommando 6 wurde am 5.1.1942 
in Aachen aufgestellt und zur Partisanenbekämpfung in Mittelrussland eingesetzt 
(Einsatzgebiet Tjuliki). Bei den sog. „Anti-Partisanenaktionen“ gingen die deutschen Verbände 
mit großer Härte vor. Es wurden ganze Dörfer ausgelöscht und auch Frauen und Kinder 
ermordet. Wie genau das Jagdkommando 6 und insbesondere Heinrich Klopfer hier involviert 
war, also wie seine individuelle Schuld zu werten ist, kann anhand der vorliegenden 
Unterlagen nicht bewertet werden. Es gibt aktuell keine klaren Indizien für Kriegsverbrechen 
durch Heini Klopfer. 

 

 

Kremserstraße, 

benannt nach Alfred Kremser (1878-1946) 

Fabrikdirektor der Spinnerei und Weberei Kottern, Kommerzienrat 

Benennungsdatum: 1.3.1952 durch den Gemeinderat von Sankt Mang; als Gründe wurden 
angegeben „das langjährige gute Einvernehmen zwischen der Firmenleitung der Spinnerei und 
Weberei Kottern und der Gemeinde Sankt Mang unter der Ägide des verstorbenen 
Kommerzienrats Alfred Kremser, das ebenso langjährige Entgegenkommen der Firma 
hinsichtlich der Gemeindebelange sowie das Faktum, dass die Spinnerei und Weberei Kottern 
der bedeutendste Steuerzahler der Gemeinde Sankt Mang ist“. 

 

Alfred Kremser bewohnte als Direktor der Spinnerei und Weberei Kottern seit 1913 die 
Direktorenvilla am linken Illerufer gegenüber der Fabrik. Sie galt in Kempten als ein Zentrum 
des kulturellen Lebens vor allem im Bereich der Musik. Kremser war durch zahlreiche 
Maßnahmen als sozialer Arbeitgeber bekannt, der auch deutlich höhere Löhne zahlte als 
vergleichbare Betriebe in der Region. 

Kremser war NSDAP-Mitglied ab 1.5.1937 und förderndes Mitglied der SS ab 1934, angeblich 
nur bis 1943 sowie Mitglied einiger anderer NS-Organisationen. Sein Betrieb wurde von der 
DAF als „Nationalsozialistischer Musterbetrieb“ ausgezeichnet. Die bekannte Kemptener 
Unternehmerpersönlichkeit war wohl kein überzeugter Nationalsozialist, aber Utilitarist. 

Im Oktober 1943 wurde ein Teil der Werksanlagen der Spinnerei und Weberei Kottern von 
den Messerschmitt-Werken für die Produktion von Werkzeugmaschinen und Lehren in 
Anspruch genommen. Hierbei setzte Messerschmitt im „Werkzeugbau Kottern“, so der 
Tarnname, Häftlinge des Konzentrationslagers Dachau ein. Kremser soll sich mit anderen 
leitenden Angestellten seines Betriebs nicht nur für die Besserstellung der Häftlinge 
eingesetzt, sondern auch geduldet haben, dass die Werksangehörigen den KZ-Sklaven 
Lebensmittel und Verbandsmaterial zusteckten und Nachrichten überbrachten. Im Winter 
sollen von der Werksleitung Öfen für das Werk bzw. eine angenehmere Unterbringung der KZ-
Häftlinge beschafft worden sein. 

Noch zu untersuchen ist die Beiratstätigkeit Kremsers für die IHK Schwaben wegen möglicher 
Involvierung in Arisierungen. 

 

 

Lehrndorferweg, 

benannt nach Dr. Franz Lehrndorfer (1889-1954) 

Musiker, Chordirektor, Komponist 



Benennungsdatum: 18.4.1973; als Begründung diente Lehrndorfers Tätigkeit als Dirigent des 
Orchestervereins und Chorleiter an St. Lorenz. 

 

Franz Lehrndorfer war nach dem Studium der Kirchenmusik, einer musikwissenschaftlichen 
Promotion und einer ersten Anstellung als Kirchenmusiker in Teisendorf bei Salzburg seit 1924 
bis zu seinem Tod Chordirektor und Organist an St. Lorenz in Kempten. Daneben leitete er 
verschiedene andere Ensembles und gestaltete mit ihnen das Musikleben in der Stadt 
maßgeblich. 

Bei ihm liegt eine sehr frühe NSDAP-Mitgliedschaft von 1922/23 vor, außerdem war er 
Mitglied in der Reichsmusikkammer ab 1936. Lehrndorfer war beteiligt an Veranstaltungen 
der NS-Kulturgemeinde, 1936 bspw. an einem Konzertabend unter dem Motto „Das deutsche 
Lied“ im Kornhaus) und der KdF. Als die eigenständige Konzerttätigkeit des Orchestervereins 
zunehmend beschnitten bzw. in Frage gestellt wurde, äußerte Dr. Lehrndorfer in der 
Generalversammlung des Orchestervereins 1934, „dass die Übungsabende beibehalten 
werden müssen, damit der Orchesterverein, falls ein Ersuchen vom Kreiskulturwart oder einer 
anderen Stelle an ihn ergehen sollte, diesem nachkommen könne.“ Durch Quellen bezeugt ist, 
dass Lehrndorfer ein Treuebekenntnis zu Adolf Hitler im Allgäuer Tagblatt vom 28. März 1936 
ablegte. Belegt sind aber auch die Aufführung nicht regimekonformer Stücke in der NS-Zeit 
durch Lehrndorfer.  

Lehrndorfer selbst sah sich nach dem Krieg als gänzlich unbelastet an. In Bezug auf seine 
Zugehörigkeit zur NSDAP 1922/23 argumentierte er damit, dass er seit 1921 als Unterführer 
des Bundes Bayern und Reich den Kontakt zur NSDAP gesucht habe, um diese von innen zu 
bekämpfen. Durch den Kauf des Völkischen Beobachters sei er 1922 automatisch NSDAP-
Mitglied geworden (was nicht stimmt). Das „Treuebekenntnis“ vom März 1936 sei durch den 
Kreisleiter erzwungen worden. Er habe mehrfach den Eintritt in die NSDAP abgelehnt, auch 
als er von Dr. Otto Merkt dazu aufgefordert wurde. In seinem Spruchkammerverfahren trat 
Lehrndorfer hinsichtlich seiner beiden Belastungsmomente aggressiv drohend in seiner 
Verteidigung auf. 

 

 

Gustav-Rett-Weg, 

bennannt nach Gustav Rett (1889-1969) 

Kunstmaler 

Benennungsdatum: 6.2.1986; als Begründung wurde angegeben: in Kempten führender 
Maler, Schüler Franz von Stucks, Mitbegründer des Berufsverbandes Bildender Künstler 

 

Gustav Rett kam Anfang 1921 als freischaffender Künstler nach Kempten. 

Rett trat in die NSDAP am 3.3.1933 ein, er war auch politischer Leiter/Blockleiter der NSDAP 
Kempten (für 1935/36 nachweisbar) und Ortsgruppenleiter (für 1942 nachweisbar) sowie 
Mitglied anderer NS-Organisationen. Als „alter Mitstreiter der Idee Adolf Hitlers“ bat Gustav 
Rett den bayerischen Wirtschaftsminister Hermann Esser Anfang Mai 1934 um 
Berücksichtigung bei der Auftragsvergabe künstlerischer Werke. Seine Bewerbungen für die 
„Große Deutsche Kunstausstellung“ wurden allerdings nicht berücksichtigt. Aus dem 
Spruchkammerverfahren ging Rett als Mitläufer hervor. Als besonderes Belastungsmoment 
kommt bei ihm – wie bei Hieber und Klopfer – möglicherweise der Kriegsdienst in Betracht. 
Der Einsatz in einem Zollregiment bei der „Partisanenbekämpfung“ im Gebiet des früheren 



Jugoslawiens (Grenzgebiet Italien/Österreich/Slowenien, „Untere Steiermark“, heute 
Slowenien) deutet auf eine mögliche Verstrickung von Rett in Kriegsverbrechen hin, da die 
Einheiten von SS, Wehrmacht und Zollgrenzschutz zahllose Ortschaften zerstörten, Zivilisten 
massakrierten und zeitweise auch Kinder für den „Lebensborn“ verschleppten. Eine 
individuelle Schuld ist mangels Information über die genaue militärische Einheit, in der Rett 
1944/45 eingesetzt war, aber derzeit nicht nachweisbar. Rett eliminierte in Lebensläufen nach 
1945 seine NS-Belastung und gerierte sich als Opfer von Krieg und Gewalt: Verfolgt als 
Mitglied der Vereinigung „Schlaraffia“, krank aus der Kriegsgefangenschaft entlassen, 
weitgehend verarmt. 

Eine kritische Selbstreflexion fand bei Rett nicht statt. 

 

 

Hans-Schnitzer-Weg, 

benannt nach Hans Schnitzer (1878-1964) 

Langjähriger Leiter des Allgäuer Brauhauses, Kommerzienrat 

Benennungsdatum: 14.11.1972; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Hans Schnitzer entstammt einer alteingesessenen Kemptener Familie. Nach dem Studium an 
der Brauakademie in Weihenstephan trat er in den elterlichen Betrieb ein und war dann ab 
1911/12 Vorstand der neu gegründeten Allgäuer Brauhaus AG. Politisch engagierte er sich seit 
1925 als Stadtrat für die DNVP. 

Von 1933 bis 1935 saß Schnitzer mit einem Mandat der NSDAP im Stadtrat und trug so zur 
Stabilisierung der NS-Herrschaft in Kempten bei. Seit dem 1. Mai 1933 war er NSDAP-Mitglied 
und von 1936 bis 1939 förderndes Mitglied des SS-Reitersturms.  

Hans Schnitzer war als Vorsitzender des Industrie- und Handelsgremiums Kempten in sog. 
Arisierungsverfahren involviert (z.B. „Liquidierung der Herrenbekleidungsfirma Hansa), 
arbeitete an Aufstellungen von jüdischen Betrieben im Allgäu mit und trug so dazu bei, die 
antisemitische Politik der Nationalsozialisten in die Praxis umzusetzen. Er taucht aber auch als 
Verbindungsmann nach Kempten in der bürgerlichen Widerstandsgruppe „Sperr-Kreis“ auf, 
ohne dass seine genaue Rolle schon bekannt wäre. 

Schnitzer wurde von der Allgemeinen Freien Gewerkschaft 1946 als „Kriegsgewinnler und 
Nutznießer“ beurteilt, von der KPD Kempten als „Nutznießer und Aktivist“. Die CSU Kempten 
hingegen urteilte, seine NSDAP-Mitgliedschaft sei wohl nur „aus geschäftlichen Gründen“ 
erfolgt. Adolf Schmidt, von den Nationalsozialisten als KPD-Anhänger verfolgt und nach 
Kriegsende in Kempten Landrat und Leiter der „Betreuungsstelle für politisch Verfolgte“, 
beurteilte Schnitzer als Opportunisten, der sich allerdings politisch „passiv“ verhalten habe 
und „innerlich“ wohl „kaum Nazi gewesen“ sei. 

Eine Stellungnahme zum eigenen Wirken in der NS-Zeit lässt sich nur aus Schnitzers 
Erklärungen in seiner Spruchkammerakte ziehen. Sie ist deshalb nur bedingt aussagekräftig. 

 

 

Schraudystraße, 

benannt nach Eugen Georg Schraudy (1880-1959) 

Jurist, rechtskundiger Magistratsrat, 2. Bürgermeister von Kempten 1919-1945 



Benennungsdatum: 23.10.1979; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Nach der juristischen Ausbildung und einer kurzzeitigen Anwaltstätigkeit in Memmingen war 
Schraudy ab 1910 in Kempten rechtskundiger Rat beim Magistrat und seit 1919 bis zum 
Kriegsende rechtskundiger, berufsmäßiger 2. Bürgermeister. 

Schraudy trat am 1.5.1937 der NSDAP bei und war Mitglied in zahlreichen weiteren NS-
Organisationen. Schraudy, der wie Merkt Mitglied der Algovia war, war als 2. Bürgermeister 
die rechte Hand von Otto Merkt. Außer seinen Funktionen und Posten ist bislang recht wenig 
über seine Tätigkeit im „Dritten Reich“ bekannt. Er rief am 28.3.1936 bei der Scheinwahl zum 
Reichstag zur Wahl von Adolf Hitler auf. Belegt ist, dass Schraudy am 16.12.1943 als Vertreter 
der Stadt an der Hinrichtung des polnischen Zwangsarbeiters Josef Chalupka auf Lenzfrieder 
Flur teilnahm. 

Schraudy behauptete nach 1945, sich politisch im „Dritten Reich“ abseits seiner 
Bürgermeisterposition nicht engagiert zu haben. Im Spruchkammerverfahren, das ihn als 
Mitläufer einstufte, wurde er im Überprüfungsbogen von dem Bearbeiter der Spruchkammer 
als der „Ja-Sager“ bezeichnet. 

 

 

Gottlob-Schüßel-Weg, 

benannt nach Gottlob Schüßel/Schüssel (1892-1967) 

Zeichenlehrer, Kunstmaler 

Benennungsdatum: 6.2.1986; als Begründung wurde seine langjährige Kunsterziehertätigkeit 
an Oberrealschule und Humanistischem Gymnasium in Kempten angegeben sowie die 
Organisation und Beschickung der ersten Kunstaustellungen im Kornhaus zusammen mit 
Gustav Rett und Franz Xaver Unterseher. 

 

Gottlob Schüßel kam nach dem Lehramtsstudium als Kunsterzieher zunächst ab 1919 an die 
Oberrealschule (heute: Allgäu-Gymnasium) und dann ab 1923 an das Humanistische 
Gymnasium (heute: Carl-von-Linde-Gymnasium). 

Schüssel war seit 1.4.1933 Mitglied der NSDAP, Zellenleiter 1933-1937, Mitglied und 1939/40 
Ortsamtswalter der NSV. Er galt nach einer politischen Beurteilung seines Vorgesetzten im 
„Nationalsozialistischen Kraftfahrer-Korps“ vom Sommer 1935 als „überzeugter, glühender 
Nationalsozialist“: „Schüssel besitzt die Soldatentugenden, die ihn befähigen, seinen Trupp 
sehr gut zu führen. Er hat großen Pflichteifer. Seine im Sturm abgehaltenen weltanschaulichen 
Vorträge sind ausgezeichnet. Mit seiner liebenswürdigen, kameradschaftlichen Art [?] ist er bei 
allen Kameraden des Sturms sehr beliebt. Er ist überzeugter glühender Nationalsozialist.“ 

Laut seinem Vorgesetzten Rektor war Schüssel ab 1933 besonders aktiv als Zellenleiter der 
NSDAP und ab 1935 bei der vormilitärischen Schulung der Schüler der Klassen 5-9 
(Kleinkaliberschießen). 1943 lieferte er drei graphische Arbeiten zur „Großen Deutschen 
Kunstausstellung“ ein, die jedoch nicht angenommen wurden. 

Eine kritische Auseinandersetzung mit seiner Rolle im Nationalsozialismus und seiner 
Vorbildfunktion als Lehrer erfolgte nach 1945 nicht. Schüßel erklärte in seinem Meldebogen 
im Mai 1946 für das Spruchkammerverfahren seinen Parteieintritt 1933 wie folgt: „Eintritt i. 
Partei nach legaler Machtergreifung u. internationaler Anerkennung. Baldige nachweisbare 
Ablehnung der Entwicklung von Partei u. nat.soz. Staatsführung (1936 Austritt NSKK, 1937 



Abgabe der Zellenleitertätigkeit). Keine propagandistische Tätigkeit innerhalb od. ausserhalb 
d. Schule. Austritt aus Partei wegen Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz als Beamter 
unmöglich.“ 

Entgegen den sonstigen Entschuldungsnarrativen im Spruchkammerverfahren, das ihn letzten 
Endes als Mitläufer einstufte, fehlt bei Schüßel jedwede Erwähnung der Ablehnung der 
Judenverfolgung. Nach Beendigung des Spruchkammerverfahrens kehrte er 1948 in den 
Schuldienst zurück, aus dem er von der US-Militärregierung 1945 entlassen worden war. 

 

 

Annette-Thoma-Weg, 

benannt nach Annette Thoma (1886-1974) 

Volksliedpflegerin, Literatin 

Benennungsdatum: 19.10.1995; eine spezifische Begründung der Benennung erfolgte nicht, 
vier Künstlerinnen sollen mit einem Straßennamen geehrt werden, neben Annette Thoma war 
dies Käthe Kollwitz, Sybilla Merian und Angelika Kauffmann. 

 

Annette Thoma war studierte Englisch- und Französischlehrerin und beschäftigte sich seit ca. 
1930 mit Brauchtum, bäuerlichem Leben, religiösem Volkslied und Volksmusikpflege. 

Annette Thoma, die nie in Kempten gelebt hat, war offenbar kein NSDAP-Mitglied. Bislang 
liegen keine gesicherten Erkenntnisse über Annette Thomas Verhältnis zum 
Nationalsozialismus vor. In verschiedenen publizierten Schriften und Artikeln von Annette 
Thoma lassen sich Passagen finden, die zumindest auf die partielle Anschlussfähigkeit ihrer 
Position gegenüber der nationalsozialistisch-völkischen und zugleich rassistischen 
Heimatideologie hindeuten. So ist in ihrem Artikel „Bäuerliche Singwochen“ von 1937 die 
Rede von „der Sehnsucht der deutschen Seele nach ihrem arteigenen Sang und Klang“ und 
von dem „Gebot der Arterhaltung, daß das Volkslied […] anwachse im Mutterboden“. In einem 
Aufsatz von 1936 schreibt sie von der Fülle „erbeigenen Liedguts“ und dem „Heimatboden“. 
Auch an andere Stelle verfällt Thoma in den zu ihrer Zeit verbreiteten nationalistisch-
rassistischen Jargon und spricht von der „Stammverwandtschaft“ und „Blutsgemeinschaft“ im 
Alpenraum. Die Zitate zeigen Thomas Verbundenheit mit den völkischen und antimodernen 
Konzepten ihrer Zeit. 

Es würde zu weit führen, Annette Thoma als überzeugte Nationalsozialistin zu bezeichnen. 
Antisemitische Äußerungen oder auch ein Gutheißen der NS-Rassenpolitik finden sich in ihren 
Schriften nicht, was angesichts ihrer jüdischen Vorfahren nicht verwundert. In vielen Punkten 
ging sie mit der antimodernistischen, fremdenfeindlichen und völkisch-nationalistischen 
Heimatideologie der Nationalsozialisten konform und verschaffte diesem Gedankengut durch 
ihre Schriften (belegt zumindest in den Jahren bis 1937) weitere Verbreitung. Über eine 
Stellungnahme zum eigenen Wirken von 1933 bis 1945 ist nichts bekannt. Völkisch-
rassistisches Gedankengut findet sich bei ihr auch noch nach der NS-Zeit, wenn sie 
beispielsweise den Jazz als „artfremden Sang“ bezeichnet und 1952 in einer Publikation von 
der Bedrohung durch das „immer stärkere Hereindrängen artfremder ‚Kultur‘“ spricht. 

 

 

Franz-Tröger-Straße, 

benannt nach Franz Christian Tröger (1872-1963) 



Kaufmann (Eisenhändler) 

Benennungsdatum: 10.6.1965; als Begründung für die Benennung wird eine Ehrung des 
Großkaumanns Franz Tröger in Würdigung seines gemeinnützigen öffentlichen Wirkens und 
seiner besonderen Verdienste um das Sportleben in Kempten angegeben. 

 

Franz Tröger gründete 1900 eine Eisen(groß)handlung in Kempten, die über drei Generationen 
bestehen sollte. Zu den besonderen Verdiensten Trögers zählt, dass er großes Engagement im 
gemeinnützigen Bereich zeigte, insbesondere durch hohe Geldspenden und Stiftungen, und 
sich im Sportleben der Stadt stark engagierte. 

Der bekannte Kemptener Geschäftsmann, der in vielen Vereinen aktiv war, trat am 1.5.1933 
der NSDAP bei (weswegen er aus der von ihm 1929 mitbegründeten Vereinigung „Schlaraffia“ 
austreten musste) und war von 1936 bis 1939 förderndes Mitglied der SS (SS-Reitersturm) 
sowie Mitglied zahlreicher NS-Organisationen. In der Phase der Konsolidierung des NS-
Regimes legte er durch die Beflaggung des Trögerhauses in der Bahnhofsstraße mit 
Hakenkreuzfahnen und Schriftbannern ein klares Bekenntnis zum Nationalsozialismus ab. Da 
er zu den lokalen Honoratioren zählte, hatte dies eine Signalwirkung. 

Tröger hat mit verschiedenen jüdischen Großfirmen zusammengearbeitet; wie lange, ist nicht 
bekannt. Im Spruchkammerverfahren bescheinigen verschiedene politische Parteien und 
Akteure Tröger, dass über ihn nichts Nachteiliges bekannt sei. Außerdem soll er kein Interesse 
gezeigt haben, wer in der Partei war, und auch keine politischen Reden oder Schulungen 
angeboten haben. Ein gegen das Regime eingestellter Mitarbeiter betont sogar, dass Tröger 
sich ihm gegenüber mehrfach regimekritisch geäußert habe, beispielsweise bezogen auf 
Judenpogrome. Entlastungszeugen geben auch an, dass Tröger sich gegenüber „den öfters zur 
Aushilfe herangezogenen ausländischen Arbeitern“ sozial verhalten habe.  

 

 

Franz-Xaver-Unterseher-Straße, 

benannt nach Franz Xaver Unterseher (1888-1854) 

Studienprofessor/Gymnasiallehrer, Kunstmaler, Bildschnitzer und Kunstgewerbler 

Benennungsdatum: 6.2.1986; der Begründungstext im Stadtratsprotokoll lautet: 
„Zeichenlehrer an der Oberrealschule und vielseitiger Künstler, im Ersten Weltkrieg an der 
Somme verschüttet und bald gezwungen, den Beruf aufzugeben; ein sehr vielseitiger Künstler, 
dem die Innenseiten der Eingangstüre zum Großen Sitzungssaal des Rathauses zu danken 
sind.“ 

 

Franz Xaver Unterseher kam 1924 als Kunsterzieher an die Oberrealschule Kempten (heute: 
Allgäu-Gymnasium); 1944 wurde er wegen einer Parkinsonerkrankung frühpensioniert, die 
möglicherweise mit einer Nervenerkrankung als Folge traumatischer Kriegerlebnisse im Ersten 
Weltkrieg zusammenhing (wofür damals der Begriff „Kriegszitterer“ verwendet wurde). Er 
verstarb mit 66 Jahren in Kempten. 

Unterseher war seit 1.5.1933 NSDAP-Mitglied und förderndes Mitglied der SS von 1934 bis 
1939 sowie anderer NS-Organisationen. Wir haben es mit einer ambivalenten, komplexen 
Persönlichkeit zu tun. Unterseher galt durch seinen Hang zu offen geübter Kritik und 
Sarkasmus trotz seiner NSDAP-Mitgliedschaft ab 1933 und anfänglicher Begeisterung für das 
NS-Regime als schwieriger Charakter und „spinnerter Künstler“, dessen politische Loyalität 



Ende der 1930er Jahre angezweifelt wurde. Seine Beförderung zum Studienprofessor erfolgte 
1939 fast ein Jahr verspätet. Seine Pensionierung 1944 stand neben der Erkrankung 
möglicherweise im Kontext massiver Kritik am HJ-Führer des Gaues München-Oberbayern und 
Protegés des Gauleiters Adolf Wagner, Emil Klein, seinem Eintreten für einen Kollegen in 
einem Sondergerichtsverfahren in München und der Einreichung eines pazifistischen 
Gemäldes zur „Großen Deutschen Kunstausstellung“ 1944, das als „entartet“ abgelehnt 
wurde. Seine diesbezüglich relevante Personalakte des bayerischen Kultusministeriums wurde 
allerdings im Januar 1947 bei einem Brand vernichtet. Unterseher kritisierte Teile der NS-
Rassenlehre im Unterricht und stellte sich gegen den Machtanspruch der Hitlerjugend-
Führung in der Schule. Insbesondere an den Auftritten des HJ-Führers Emil Klein übte er 
öffentlich Kritik. 

Franz Xaver Unterseher stufte sich in seinem Spruchkammerverfahren selbst als Mitläufer ein. 
Er legte die Gründe für seinen Parteieintritt 1933 so dar: Ein Kollege habe ihn mit Hinweis auf 
die Arbeitslosigkeit und die sozialen Probleme im ersten Halbjahr 1933 zum Eintritt die NSDAP 
überredet und er habe sich vom Kulturprogramm der NSDAP anfänglich angezogen gefühlt. 

 

 

Vicariweg, 

benannt nach Maximilian Vicari (1880-1955) 

Stadtbaurat 

Benennungsdatum: 20.12.1962; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Der aus Ottobeuren stammende Maximilian Vicari kam nach Stationen als Tiefbauingenieur in 
Schwabmünchen, Heidelberg, Dresden und Mainz 1909 nach Kempten. 1914 übernahm er die 
Leitung des Stadtbauamts, seit 1929 war er Stadtbaurat. 

Vicari trat der NSDAP im Mai 1937 bei; außerdem war er seit 1933 SA-Mitglied (angeblich nur 
SA-Reserve). Er war nach den Angaben in seiner Spruchkammerakte der Typus des klassischen 
Mitläufers. Offiziell unpolitisch vor 1933, dann abwartend. Als der Reichsschatzmeister der 
NSDAP, Franz Xaver Schwarz, eine Mitgliedssperre nach dem Mai 1933 verhängte, da die 
Parteibürokratie die vielen Mitgliedsanträge infolge des Massenzustroms nicht mehr 
bearbeiten konnte, trat Vicari der noch für einen Beitritt offenen SA-Reserve bei. Die 
Spruchkammer sah insbesondere im Einsatz als untergeordneter SA-Führer in den 
Kriegsjahren einen Beleg für Vicaris bis zum Ende loyale Haltung zum NS-Regime. Aufgrund 
seines Alters und seiner Gebrechen hätte er sich vom SA-Dienst zurückziehen können. Dieses 
habe er offenbar nicht gewollt und setzte damit auch für andere ältere Beamte in der Stadt 
ein Zeichen. Vicari war als Stadtbaurat in die Zwangsumsiedlung jüdischer Bürger in ein 
Ghettohaus („Judenhaus“ in der Immenstädter Straße) involviert. Wie für Schraudy gilt auch 
für Vicari, dass man über sein tatsächliches Wirken als Stadtbaurat in der NS-Zeit wenig 
Substanzielles weiß. 

Vicaris Auseinandersetzung mit seiner Rolle im Nationalsozialismus bestand aus Verteidigung. 
So verteidigte er nach dem Krieg seinen Eintritt in die NSDAP im Mai 1937 damit, dass alle 
berufsmäßigen Beigeordneten abseits gestanden hätten, wenn sie nicht wie alle anderen 
Stadtratsmitglieder auch der NSDAP beigetreten wären. Die Aktivitäten des SA-Reservesturms 
beschrieb Vicari als harmlos: Sammlungen für das Winterhilfswerk, „anregende Appelle“, 
Einsatz des Sturms beim Bau des Sportplatzes am Augarten, aber auch Aufräumarbeiten nach 
Luftangriffen. 



 

 

Franz-Weiß-Straße, 

benannt nach Franz Weiß (1903-1981) 

Kunstmaler, Grafiker, Designer 

Benennungsdatum: 6.2.1986; als Begründung für die Benennung werden seine Tätigkeit als 
Maler und Grafiker in Kempten, als Fachberater für Architektur-Farbgebung, künstlerischer 
Berater der Allgäuer Festwoche, Gestalter des Festzuges anlässlich der 2000-Jahr-Feier 
Kemptens 1950, Anreger des Kemptener Christkindel-Einzugs und des ersten 
Rosenmontagsballs 1947 sowie viele Fassadengestaltungen in Kempten und anderen Allgäuer 
Orten genannt. 

 

Der seit 1925 als freischaffender Künstler in München tätige Franz Weiß zog 1929 nach 
Kempten. Er ist unter den Künstlern die prominenteste Person. Zu den besonderen 
Verdiensten von Franz Weiß zählt, dass er sich nach Kriegsende beim Wiederaufbau in 
Kempten engagiert hat, indem er bei gesellschaftlichen Veranstaltungen als Organisator und 
Sponsor auftrat. Franz Weiß ist mit seinen künstlerischen Arbeiten auch heute noch im 
Stadtbild von Kempten sehr präsent. 

Weiß trat am 1.5.1933 der NSDAP bei, will aber 1942 wieder ausgetreten sein, was aufgrund 
der Aktenlage nicht verifizierbar, jedoch kritisch zu hinterfragen ist, da Weiß weiterhin bei den 
„Großen Deutschen Kunstausstellungen“ ausstellte. Er profitierte von der Begeisterung für 
seine künstlerischen Fähigkeiten und Ausführungen, nahm die Protektion des ihm seit Jahren 
bekannten Hermann Giesler gerne an und war stolz auf die Erfolge bei den „Großen Deutschen 
Kunstausstellungen“ und prominenten Aufkäufe und Aufträge. Seine in München ausgestellte 
Werke wurden u.a. von Adolf Hitler, Hermann Giesler und Hermann Esser erworben. Die 
dargestellten Zahlen belegen aber auch, dass die öffentlichen Aufträge nicht exorbitant hoch 
honoriert wurden oder die Mehrheit der Aufträge ausmachten. Dennoch machte das NS-
Regime Weiß erst zu dem auch über das Allgäu hinaus erfolgreichen Künstler, wobei seine 
überdurchschnittlichen beruflichen Fähigkeiten damit nicht in Frage gestellt werden. 

Weiß stützte das NS-Regime propagandistisch durch die Ausschmückung von Staats-, Partei- 
und Wehrmachtsbauten sowie kommunalen und privaten Gebäuden mit Gemälden und 
Fresken, u.a. in der Ordensburg Sonthofen. Seine Mitwirkung am Gestapogebäude Lindau ist 
strittig. Ferner zeichnete er verantwortlich für die graphische Gestaltung von Plakaten und 
Einladungen von NS-Veranstaltungen und Grußkarten für Rüstungsfirmen. Für Adolf Hitler 
bzw. Martin Bormann, den Leiter der Parteikanzlei, fertigte Weiß eine Überblickskarte des 
Führersperrgebiets am Obersalzberg an. Einschlägige Werke von Franz Weiß werden bis heute 
in auf NS-Devotionalien spezialisierten Auktionshäusern gehandelt. 

Andererseits ist aber auch oppositionelles Verhalten belegt. Weiß gründete 1936 eine 
Tarnfirma, um seinem jüdischen Freund Siegfried Kluger aus Ulm/München zu helfen. 

Entgegen den Verlautbarungen in seiner Spruchkammerakte nahm Franz Weiß nach dem 
Krieg keine Stellung zu den Verbrechen des NS-Regimes. Er gab aber zu, 1933 ohne Zwang der 
NSDAP beigetreten zu sein und dass dies beruflich auch nicht notwendig gewesen wäre; er sei 
einfach von dem damaligen Zeitgeschehen sehr beeindruckt gewesen. 

 

 



Alfred-Weitnauer-Straße, 

benannte nach Dr. Dr. Alfred Weitnauer (1905-1974) 

Diplom-Volkswirt, Gau- bzw. Bezirksheimatpfleger von Schwaben,  

Benennungsdatum: 19.10.1995; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Der aus Kempten stammende Alfred Weitnauer studierte Staatswissenschaften, Geschichte 
und Kunstgeschichte und wurde sowohl zum Dr. oec. publ. als auch zum Dr. phil. promoviert. 
Ab 1931/32 war er wissenschaftlicher Mitarbeiter der US-amerikanischen Rockefeller-
Stiftung. Nach deren Verbot 1935 schuf sein Algoven-Bundesbruder Otto Merkt für ihn das 
Amt eines Zweiten hauptamtlichen Gauheimatpflegers in Schwaben mit Dienstsitz in 
Kempten. Gleichzeitig berief Gaukulturwart Heinz Zwisler Weitnauer zum 1. Juni 1935 in das 
neu eingerichtete Amt eines Gauvolkstumswarts. Für kurze Zeit übte er nach Kriegsende 1945 
kommissarisch das Amt des Kemptener Oberbürgermeisters aus, bis ihn die US-
Militärregierung nach zwei Wochen wieder aus dem Amt entfernte. 

Der in geschichtlich und heimatkundlich interessierten Kreisen nach wie vor sehr bekannte 
Alfred Weitnauer trat am 1.5.1937 der NSDAP bei und war auch Mitglied anderer NS-
Organisationen. Alfred Weitnauers Haltung gegenüber dem NS-Regime ist noch nicht 
endgültig zu beurteilen. Der hochintelligente, eloquente und nicht nur in der Stadtgesellschaft 
bestens vernetzte Weitnauer entwirft in seinem Spruchkammerverfahren von sich ein 
zunächst durchaus überzeugend klingendes Bild eines permanenten und entschiedenen 
Oppositionellen und Widerstandskämpfers gegen die Unkultur der Nationalsozialisten, der 
allerdings, wenn er sich wirklich so verhalten hätte, diese Karriere in der Stadt und im Gau 
Schwaben nie hätte machen können. Die Personalakten und Parteiakten zu Weitnauer, soweit 
überliefert, spiegeln eine Rolle als Oppositioneller nicht wider. Einen Schatten auf das Bild des 
angeblichen Widerstandskämpfers wirft auch, dass er Adolf Hitler zum 50. Geburtstag eine 
kleine Broschüre widmete, die die Herkunft der Familie Hitler aus dem Allgäu beweisen sollte. 
Das im Stadtarchiv Kempten befindliche Exemplar ist Dr. Otto Merkt handschriftlich 
gewidmet. Weitnauers Selbstdarstellung als Gegner des Nationalsozialismus ist eine Legende. 
Weitnauer sorgte dafür, dass „Heimatpflege“ und „Heimatschutz“ einen zentralen Stellenwert 
in der Kulturpolitik des Bezirks und des Gaues Schwaben hatten. Weitnauer hat zur 
Vermittlung von NS-Ideologie beigetragen und NS-Propaganda stark mitgetragen. 

Davon unberührt bleiben seine Verdienste um die heimatliche Kultur, darunter sein 
schriftstellerisches Hauptwerk, die fünfbändige Chronik des Allgäus. 

 

 

Zölchstraße, 

benannt nach Heinrich Zölch (1913-1950) 

Jurist, Stadtrechtsrat ab 1.11.1942 

Benennungsdatum: 23.10.1979; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Nach dem Abitur in Kempten durchlief Heinrich Zölch ein juristisches Studium und das 
Referendariat, bevor er in die Wehrmacht eintrat. 

Zölch war Mitglied der NSDAP ab 1.5.1937 und weiterer NS-Organisationen, der Allgemeinen 
SS trat er schon am 18.5.1933 bei (bis zum Eintritt in die Wehrmacht 1939 gehörte er der 1. 
SS-Standarte München an, nach 1941 war er Mitglied der Kemptener SS). Zölch war ein 



karrierebewusster Aufsteiger, der die Chancen, die sich ihm als ehrgeizigem jungen Juristen in 
der NS-Zeit boten, ohne Zögern oder Skrupel ergriff und sich in Partei, SS und Wehrmacht 
gehorsam einreihte, um Vorteile zu erlangen. Die Überführung als SS-Mann zur NSDAP 1937 
beispielsweise habe er akzeptiert, da die Zugehörigkeit zur Partei Voraussetzung für die 
Verbeamtung gewesen sei, welche er angestrebt habe. Als fanatischer Propagandist trat er 
nach den bisher vorliegenden Quellen nicht hervor. Als Algove nutzte er zum beruflichen 
Wiedereinstieg nach seiner schweren Kriegsverletzung im Rußlandfeldzug 1941 seine 
heimatlichen Netzwerke. Seine Förderer waren Dr. Otto Merkt und Kreisleiter bzw. 
Oberbürgermeister Anton Brändle. Als Polizeireferent (später auch Wohnungs- und 
Grundstücksreferent) und Stadtrechtsrat ab 1942 dürfte Zölch in vielen Bereichen des NS-
Unrechtsstaats tätig gewesen sein. Hier fehlt jedoch eine genaue Untersuchung. Zölch war bei 
der Hinrichtung zweier polnischer Zwangsarbeiter persönlich anwesend. Er soll sich nach 
Entlastungszeugen in seinem Spruchkammerverfahren im März/April 1945 gegen eine 
Verteidigung der Stadt gegen die anrückende US-Armee ausgesprochen haben. Der 
Stadtrechtsrat reklamierte für sich, beim Einmarsch der Amerikaner in die Stadt Kempten die 
Umsetzung des Nero-Befehls (Zerstörung der Infrastruktur, der Brücken, des 
Fernsprechnetzes etc.) verhindert zu haben. Er übergab als höchster Beamter im Rathaus nach 
der Flucht des Oberbürgermeisters und Kreisleiters Anton Brändle die Stadt am 27. April 1945 
offiziell an die US-Truppen. Diese Übergabe stilisierte er später als widerständigen Akt und 
sich selbst als Retter der städtischen Infrastruktur. Tatsächlich war die Initiative zur Übergabe 
der Stadt von Polizeiinspektor Fritz Schonath und Stabsapotheker Max Leiderer als Vertreter 
des ranghöchsten Wehrmachtsoffiziers in der Stadt ausgegangen, die beim Eintreffen Zölchs 
bereits mit den Amerikanern verhandelten; eine militärische Verteidigung Kemptens war zu 
diesem Zeitpunkt nicht mehr geplant und es befanden sich auch keine kampffähigen Einheiten 
von Wehrmacht oder SS in der Stadt. 

 

 

Konrad-Zuse-Weg, 

benannt nach Dr. h.c. Konrad Ernst Otto Zuse (1910-1995) 

Ingenieur und Unternehmer 

Benennungsdatum: 13.9.2012; dem die Benennung vorschlagenden Planungs- und 
Bauausschuss erscheint der Computerpionier Zuse als Namensgeber für den Zugangsweg zu 
einem Studentenwohnheim sinnvoll, der zu seinem 100. Geburtstag 2010 zahlreiche 
Ehrungen erfahren habe und am Ende des Zweiten Weltkriegs aus Berlin ins Allgäu geflohen 
sei. 

 

Konrad Zuse arbeitete nach dem Ingenieursstudium abwechseln bei den Henschel-
Flugzeugwerken und freiberuflich. Nachdem er sich mit dem Bau erster frei programmierbarer 
und programmgesteuerter Rechenmaschinen profiliert hatte, machte er sich 1941 mit der 
Firma „Dipl.-Ing. K. Zuse Ingenieursbüro und Apparatebau“ selbstständig. Mit dieser Firma 
trieb er die Entwicklung eines einsatzfähigen Computers im Rahmen von Rüstungsaufträgen 
voran. 

Eine NSDAP-Mitgliedschaft lässt sich bei ihm nicht nachweisen, ein Spruchkammerverfahren 
wurde gegen ihn nicht eröffnet. Zuse entwickelte während der NS-Zeit Ideen, wie sich seine 
Rechengeräte für rassenpolitische Zwecke einsetzen ließen. Ziel seiner Ideen war es, mit Hilfe 



systematischer Datenerhebungen in der Bevölkerung die Umsetzung der NS-Rassenideologie 
zu systematisieren und effizienter zu gestalten. 

Zuse entwickelte seine Pionierarbeiten unter den Bedingungen des nationalsozialistischen 
Regimes. Durch seine Mitarbeit bei den Henschel-Flugzeugwerken stellte er seine Expertise in 
den Dienst der Rüstungswirtschaft. Zuse trug mit seinen Rechengeräten zu Entwicklungen im 
Rahmen der Luftfahrtforschung bei, darunter auch zur Optimierung von Gleitbomben, die im 
Zweiten Weltkrieg gegen die Alliierten eingesetzt wurden. Durch seine Forschungsarbeiten für 
den NS-Staat geriet er zunehmend in dessen Abhängigkeit – seine Tätigkeit wurde gefördert 
und finanziert, da sie als „kriegswichtig“ galt und seine Rechengeräte für militärische Zwecke 
genutzt wurden. Damit unterstützte er aktiv das NS-Regime und dessen Kriegsführung und 
kann zweifelsohne als Nutznießer der NS-Systems bezeichnet werden. 

Ein Brief vom November 1945 belegt, dass Zuse über das Kriegsende hinaus von 
nationalsozialistischer Propaganda und Durchhalteparolen geprägt war. In seiner 
Autobiografie (2. Auflage von 1984) äußerte er sich zu seiner Tätigkeit für die deutsche 
Rüstung im Zweiten Weltkrieg nur am Rande und distanzierte sich nur sehr zaghaft vom 
Nationalsozialismus. 

 

 

Rheinlandstraße 

Benennungsdatum: 26.4.1935; bemerkenswerterweise erfolgte die Benennung bereits ein 
Jahr vor dem Einmarsch Hitlers ins entmilitarisierte Rheinland. Otto Merkt nimmt bei seinem 
Vorschlag Bezug auf die Saarlandstraße, die in unmittelbarer Nähe zu der neu zu benennenden 
Straße liegt, beide Straßen sollten nach einem „Land im deutschen Westen“ benannt werden, 
wobei das eine (Saarland) zum Zeitpunkt der Straßenbenennung nicht zum deutschen 
Hoheitsgebiet gehörten und im anderen (Rheinland) das Deutsche Reich nicht die volle 
Hoheitsgewalt ausübte. 

 

Das Rheinland wurde nach dem Ersten Weltkrieg entmilitarisiert und durch alliierte Truppen 
besetzt. Diese zogen 1930 vorzeitig ab. Am 7. März 1936 marschierte die deutsche Wehrmacht 
in das Gebiet ein und stationierte Soldaten im Rheinland. Die deutsche Regierung brach damit 
die Bestimmungen des Versailler Vertrages von 1919 sowie die Verträge von Locarno von 
1925. Hitler begründete das Vorgehen mit dem Beistandspakt zwischen Frankreich und der 
Sowjetunion, den er seinerseits als Bruch der Locarno-Verträge bezeichnete. Zudem war das 
Rheinland mit seiner Industrie auch als „Waffenschmiede des Reiches“ bekannt, ein Grund, 
weshalb das NS-Regime dieses Gebiet wieder unter seine volle Kontrolle bringen wollte. 

Ebenso wie mit der Saarabstimmung konnte Hitler auch mit dieser Maßnahme enorm an 
Popularität im Inland gewinnen. Zudem konnte das Regime austesten, wie es um die Toleranz 
der anderen Staaten gegenüber der deutschen Expansionspolitik aussah. 

 

Saarlandstraße 

Benennungsdatum: 2.11.1934; die Benennung erfolgte zwei Monate vor der Saarabstimmung, 
eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben, musste für die Zeitgenossen 
jedoch offensichtlich sein, zumal in der Presse kommuniziert wurde, dass Oberbürgermeister 
Otto Merkt damit ein „Zeichen der Verbundenheit“ setzen wollte. Im Kontext der 
Saarabstimmung wurden um 1935 im Deutschen Reich zahlreiche Straßen nach dem Saarland 
benannt. 



 

Am 13. Januar 1935 erfolgte die Abstimmung über den Verbleib des Saargebietes. Die 
Saarregion (Teile der preußischen Rheinprovinz, Teile der bayerischen Rheinpfalz) war 1920, 
nach Ende des Ersten Weltkrieges und nach den Bestimmungen des Versailler Vertrages, vom 
Deutschen Reich abgetrennt worden. Während die Kohlengruben dieses Gebietes 
wirtschaftlich Frankreich unterstellt wurden, wurde das Gebiet vom Völkerbund verwaltet. 
Vorgesehen war dies für 15 Jahre. 1935 wurde mit einer Volksabstimmung über den weiteren 
Verbleib des Saargebietes entschieden – möglich war die Angliederung an das Deutsche Reich, 
an Frankreich oder die Beibehaltung des Status quo. Die gesamte Abstimmung wurde vom NS-
Regime propagandistisch stark aufgeladen und als Möglichkeit gesehen, die „Schmach von 
Versailles“ zumindest teilweise zu revidieren und die deutsche „Volksgemeinschaft“ zu 
stärken. Begleitet wurde die Abstimmung mit einer „Saarausstellung“ in Berlin, mit 
Kundgebungen, Veranstaltungen, Zeitungsartikeln und einer massiven Propagandakampagne 
im gesamten Deutschen Reich. Wer sich offen gegen die Wiederangliederung des 
Saargebietes aussprach, hatte mit Schikanen und Drohungen zu rechnen. 

 

 

Empfehlungen für eine Umbenennung von Straßennamen 

 
Merktstraße, 

benannt nach Dr. Otto Merkt (1877-1951) 

Jurist, Zweiter Bürgermeister in München 1914-1917, (Ober-)Bürgermeister von Kempten 
1919-1942, 1945, Präsident des Kreistags von Schwaben und Neuburg 1919-1945 

Benennungsdatum: 15.7.1954; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben, 
eine Würdigung Merkts wurde offenbar als selbstverständlich angenommen. 

 

Otto Merkt wuchs in Kempten auf und kehrte nach Studium, juristischer Promotion in 
Erlangen, verschiedenen Fortbildungen und beruflichen Stationen, darunter als rechtkundiger 
Magistratsrat und Zweiter Bürgermeister in München, als im Dezember 1918 gewählter 
Bürgermeister nach Kempten zurück. 

 

Otto Merkt ist unter den zur Umbenennung vorgeschlagenen Personen sicher die bekannteste 
lokale Persönlichkeit. Er besitzt – zumindest in der älteren Generation – in weiten Teilen einen 
hervorragenden Ruf aufgrund seiner Verdienste als langjähriges Stadtoberhaupt und 
prägende Figur der Kemptener Geschichte in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Um ihm 
gerecht zu werden und Forschungslücken zu schließen, hat die Kommission für 
Erinnerungskultur ein Gutachten bei der Historikerin Katrin Holly in Auftrag gegeben, das 2024 
im Allgäuer Geschichtsfreund veröffentlicht wurde. Darin benennt die Autorin die Verdienste 
Merkts, der sich durch eine weitsichtige Kommunalpolitik auszeichnete. Zu erwähnen sind 
etwa die Förderung der Milch- und Viehwirtschaft sowie des Wohnungsbaues, der Ausbau der 
Infrastruktur und sein Engagement im Bereich der Kultur, der Denkmal- und Heimatpflege 
(Gründung des Schwäbischen Museumsverbandes, Berufung des ersten hauptamtlichen 
Kreisheimatpflegers in Deutschland). 

Ein wichtiger Schlüssel zum Verständnis seines Verhaltens im NS-Regime sind seine 
Wertvorstellungen und Überzeugungen. 



Merkt war Mitglied der altkatholischen Kirche, die sich nach 1900 vielfach einer 
nationalistischen und völkischen Theologie verschrieb, die auch die Rassenhygiene 
befürwortete. 

Merkt, der noch im Deutschen Kaiserreich groß geworden und in der Monarchie sozialisiert 
war, lehnte die parlamentarische Demokratie ab. Obwohl er 1919 und damit in der Weimarer 
Republik das Amt des Oberbürgermeisters in Kempten übernahm, blieb seine 
Grundeinstellung immer demokratiekritisch. Zeitlebens war Merkt der Ansicht, dass ein 
Bürgermeister über den Parteien stehen, der demokratischen Meinungsbildung mithin 
enthoben agieren müsse. 

Merkt war ein hervorragender Netzwerker. In der Akademischen Ferien-Vereinigung Algovia, 
in der er über Jahrzehnte eine führende Position einnahm, stand ihm ein bürgerliches 
Netzwerk zur Verfügung, das ihm auch dazu diente, wichtige Posten in Verwaltung und Politik 
in seinem Sinne zu besetzen. Die Algovia mit Merkt an der Spitze begrüßte die 
nationalsozialistische Herrschaft, führte das Führerprinzip ein und verweigerte „[w]egen des 
Blutes Aufnahme von Juden, wegen des Bodens Aufnahme von nicht-deutschstämmigen 
Ausländern”, wie der Philistersekretär Merkt 1936 unterstrich. 

Neuere Forschungen haben ergeben, dass bei Merkt von einer für seine Zeit extremen Form 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit gesprochen werden muss. Merkt übte auch das 
Amt des Kreistagspräsidenten von Schwaben und Neuburg aus (1919-1945 – heute: 
Bezirkstag). Der Kreis Schwaben und Neuburg trug die psychiatrischen Krankenhäuser („Heil- 
und Pflegeanstalten“), so dass Merkt in seiner Eigenschaft als Kreistagspräsident für diese 
Einrichtungen zuständig war. 1930 befürwortete er angesichts der desolaten Finanzlage der 
Kreise im Sinne der negativen Eugenik als „soziale Heilmaßnahme“ die Sterilisierung von 
psychisch kranken Menschen (was im Kreistag mit großer Mehrheit abgelehnt wurde), brachte 
sein Konzept auch in den bayerischen Kreistagsverband ein und machte sich in den 
einschlägigen Kreisen der Rassenhygiene und Eugenik damit einen Namen. Seine Begründung 
zeigte eine menschenverachtende Einstellung: „Ein erdrückender und ständig wachsender 
Ballast von untauglichen, lebensunwerten Menschen wird unterhalten und in Anstalten 
verpflegt…“ Rhetorisch fragte Merkt seine Kreistagskollegen: „Tun wir recht daran, die 
Unheilbaren unter allen Umständen zu hegen und zu pflegen? Wer je durch Ursberg gegangen 
ist, weiß, dass dort von Menschen, die Engelsgeduld haben, Menschen gepflegt werden, die 
kaum mehr Menschen genannt werden können, die dem Tiere schon fast mehr gleichen wie 
dem Ebenbilde Gottes. […] Ich persönlich pflege in solchen Zweifelsfällen bei der Natur 
anzufragen, d. h. beim lieben Gott. Wie macht er es draußen in Wald und Feld? Wenn eine 
Krähe den Fuß gebrochen hat, braucht sie nicht lange zu leiden und kommt sie in keine Anstalt. 
Der Fuchs holt sie und der Fall ist erledigt, die Natur reinigt sich immer wieder selbst." (StadtA 
Kempten, NL Merkt, IV/23, 4.3.2.2., Kreistag von Schwaben und Neuburg, 16. Sitzung, 
2.12.1930, Finanzbericht des Finanzreferenten Merkt) Dieses Zitat und die Verwendung des 
Begriffs „lebensunwert“ verweist darauf, dass Merkt psychisch „unheilbar“ kranken 
Menschen nicht nur ihre Fortpflanzungsberechtigung absprach, sondern auch ihr 
Lebensrecht. 

Der Kemptener Oberbürgermeister, der am 1. April 1933 der NSDAP beitrat, arrangierte sich 
rasch mit der NS-Herrschaft und begrüßte sie. Er bezeichnete sich schon im April 1933 als 
Vorkämpfer der nationalsozialistischen Ideen der Rassenhygiene und der daraus abgeleiteten 
Zwangssterilisierung. Insofern war er zweifellos ideologischer Wegbereiter, Unterstützer und 
Förderer des Nationalsozialismus, engagierte sich aber auch in exponierter Weise 
propagandistisch bzw. ideologisch für das NS-Regime. Am „nationalen Tag“ der 



Reichstagseröffnung am 22. März 1933 legte er öffentlich in einer Rede ein Bekenntnis zur 
„nationalen Revolution“ ab. Als Oberbürgermeister der Stadt Kempten (Allgäu) übte er ein 
hohes Amt aus und trug die Gesamtverantwortung für die Handlungen der Stadtverwaltung 
und -politik. Mit der Einführung des Führerprinzips durch die Deutsche Gemeindeordnung 
1935 hatte er alle Macht in seinen Händen. Ausweislich der von Merkt erstellten 
Verwaltungsberichte handelte die Stadtverwaltung Kempten seit 1933 ganz im Sinne des NS-
Regimes, indem sie nationalsozialistische Politik in die kommunalpolitische Praxis umsetzte. 
Dies geschah durch die finanzielle Unterstützung von NS-Organisationen und der Partei, durch 
die demonstrative Feier nationalsozialistischer Gedenktage und Persönlichkeiten oder durch 
Infrastruktureinrichtungen wie das „Haus des Lebens”, bei dem Stadt und NS-Organisationen 
Hand in Hand arbeiteten. Gerade in der Sozialpolitik zeigte sich die Stadtverwaltung unter 
Merkts Führung besonders aktiv. Schon kurz nach der nationalsozialistischen 
Machtübernahme kam es zu einer aktiven Durchführung von Maßnahmen wie z.B. der 
„Bettlerrazzia“ im September 1933, die auf die praktische Umsetzung der 
nationalsozialistischen Volksgemeinschaftsidee zielten. Die „Volksgemeinschaft“ im NS-Sinne 
war ein Gesellschaftsmodell, das alle ausschloss, die nicht den rassistischen und 
biologistischen Vorstellungen der NS-Ideologie entsprachen oder die als sozial abweichend 
galten. Von Anfang an wurde unter diesen Vorzeichen von der Stadtverwaltung Kempten 
unter Merkts Führung sehr rigide gegen Wohnungslose, Menschen mit Alkoholproblemen und 
andere Randgruppen vorgegangen. 

Merkts Antisemitismus war lange Zeit unbekannt, zeigt sich jedoch in den Quellen deutlich. 
Zwar pflegte er mit einzelnen jüdischen Mitbürgern (z.B. Sigmund Ullmann und Bruno Kohn) 
ein freundschaftliches Verhältnis, jedoch ist ein selektiver grundständiger Antisemitismus 
unverkennbar, wie Dominik Dockter in einem Kapitel des im Rahmen eines IfZ-
Forschungsprojekts entstehenden Buchs über die Geschichte Kemptens im 
Nationalsozialismus ausführt. Merkt sorgte für die Einhaltung antisemitischer Maßnahmen in 
seiner Stadtverwaltung. Die Handlungsspielräume, die er hier als Oberbürgermeister hatte, 
nutzte er nicht. Dies zeigt das Beispiel von Bernhard Stirnweiß deutlich: Dieser wurde als 
städtischer Finanzbeamter 1935 von Merkt suspendiert und musste eine Geldstrafe in Höhe 
eines Monatsgehalts zahlen, weil seine Frau in einem jüdischen Geschäft eingekauft hatte. 
Hier tritt Merkt deutlich als agierende Person auf, der diese Behandlung des Vorfalls 
persönlich vorantreibt. 

Die Verdrängung der Juden aus dem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben der Stadt 
bis hin zur Deportation wertete Merkt in der sog. Kriegschronik am 31. März 1942 als „Politisch 
notwendig, militärisch notwendig, in einer Zeit, die völlig andere Wege geht“. 

Wie oben dargelegt, spielte die Algovia in Kempten eine bedeutende Rolle. Merkt als 
Philistersekretär hielt die Fäden in der Hand. Aus vielen Briefen, die Mitglieder der Algovia an 
Merkt schrieben und die im Nachlass Merkt im Kemptener Stadtarchiv überliefert sind, wird 
deutlich, dass in der Ferien-Vereinigung der Antisemitismus zutiefst verankert war. Dadurch, 
dass Merkt die Algovenbriefe bei der Algovia in Umlauf brachte, trug er auch persönlich zur 
Verbreitung von Antisemitismus bei. Zudem belegen die Algovenbriefe sehr deutlich, dass 
Merkt und die Mitglieder der Algovia genau wussten, was mit den Jüdinnen und Juden im 
Osten passierte. In einem dieser „Algovenbriefe aus dem Felde“ aus dem Jahr 1941, die direkt 
an Merkt gingen, heißt es: „Da erschieße ich doch lieber Juden und Partisanen. Den Söhnen 
Davids geht es verdammt an den Kragen […] Manchen Blutsonntag habe ich schon veranstaltet 
und bin dabei vom Leutnant schon zum Oberst befördert worden.“ 



Bisher wurde das Handeln Otto Merkts in erster Linie durch seine Prägung aus dem Kaiserreich 
begründet, durch die sich punktuelle Übereinstimmungen mit dem nationalsozialistischen 
Weltbild ergaben. Durch diesen nun klar zu Tage tretenden Antisemitismus wird aus diesen 
punktuellen Übereinstimmungen ein beinahe vollständiges nationalsozialistisches Weltbild. 

Als problematisch anzusehen ist auch das Frauenbild Merkts. In einer Tagebuchnotiz vom 23. 
April 1922 äußert er: „Wer sich mit der Vergangenheit beschäftigt weiß: es hat noch kein 
blühendes Gemeinwesen gegeben, in welchem die Weiber politische Rechte gehabt hätten. 
Frauenstimmrecht und erst recht Frauenrichtertum ist Zeichen des Niederganges“. Das 
allgemeine, universale Frauenwahlrecht, das die Weimarer Republik einführte, war ihm mithin 
Ausweis für die nationale Degeneration. 

Was die Patientenmorde in den schwäbischen Heil- und Pflegeanstalten betrifft, so stritt 
Merkt nach dem Krieg jegliches Wissen und jegliche Beteiligung daran ab. Von der 
„Hungerkost”, mit der nach den Protesten gegen die T4-Aktion die Menschen in den 
Anstalten, zuvorderst in Kaufbeuren-Irsee, ermordet wurden, wollte er ebenfalls nichts 
gewusst haben. Mittlerweile wurde nachgewiesen, dass der schwäbische Kreistagspräsident 
spätestens seit August 1940 von der „Euthanasie“, also den Patientenmorden wusste, er hielt 
es selbst in seinen tagebuchartigen Aufzeichnungen fest und bezeichnet sich im gleichen 
Atemzug als verantwortlich für die psychiatrischen Anstalten. 

Bei Otto Merkt, der 1942 aufgrund von internen Rivalitäten mit Gauleiter Wahl seines Amtes 
als Oberbürgermeister enthoben wurde, ist weiterhin zu konstatieren, dass er keinerlei 
kritische Selbstreflexion erkennen ließ. Noch nach 1945 bekannte er sich zum Führerprinzip, 
lehnte demokratische Strukturen ab und äußerte klare antisemitische Gedanken (vgl. z.B. Zitat 
vom 20. Februar 1947 aus der "Fortsetzung der Chronik von und für Merkt 4.10.1946-
23.11.1950": "Die Amerikaner wollen uns zur Demokratie erziehen, zwar zur ihrigen (…) 
Manche dieser Gesetze sind sehr modern: Übertreibung zum Kommunismus, denn die 
Kommunisten regieren heute bei uns, obwohl sie keine 10% der Stimmen hatten. Alles 
fürchtet sie insgeheim, beeilt sich, ihnen Wünsche zu erfüllen. Machen es die Amerikaner 
nicht oder will der Jude es so?"). 

Katrin Holly arbeitete in ihrem Gutachten heraus, dass Merkt in seinen Nachkriegsschriften 
(v.a. Entnazifizierungsunterlagen und im politischen Testament) eine Stützung der 
nationalsozialistischen Herrschaft und eine Beteiligung an NS-Unrecht abstritt. Merkt 
behauptete im Spruchkammerverfahren sogar, aktiv Widerstand geleistet zu haben, was nicht 
der Wahrheit entsprach. Er übernahm keine Verantwortung für seine völkische und 
rassenhygienische Einstellung sowie sein öffentliches Eintreten für die Zwangssterilisation 
kranker und behinderter Menschen. 

Die Wahrnehmung der Person Merkt ist stark von der mangelnden kritischen Rezeption seiner 
Selbstdarstellung und einer von ihm selbst kuratierten Überlieferung seines Nachlasses 
geprägt. Beides führte zur Etablierung einer unzutreffenden exkulpierenden Interpretation 
seines Handelns während und seiner Involvierung in die Verbrechen des NS-Regimes zwischen 
1933 und 1945. 

Insgesamt kommt die unter anderem von der Kommission angestoßene neue Forschung zu 
einem eindeutigen Bild: Otto Merkt verantwortete nationalsozialistische Politik und 
Verfolgung, trieb diese an der Spitze der Stadtverwaltung Kempten zielstrebig voran und trug 
die NS-Ideologie in die breite Stadtgesellschaft. 

 

 



August-Fischer-Platz, 

benannt nach August Fischer (1901-1986) 

Jurist, Bürgermeister von Burghausen 1930-1945, Oberbürgermeister von Kempten 1952-
1970 

Benennungsdatum: 15.5.1986; Anlass für die Platzbenennung war Fischers Tod exakt drei 
Monate zuvor. Laut Stadtratsprotokoll hatte August Fischer „vor langem den Wunsch 
erkennen lassen“, „dass er seinen Namen gerne verbunden sähe mit einem Stück des 
Mittleren Ringes, und zwar von der Hermann-von-Barth- zur Oberstdorfer Straße“. Dazu 
konnten sich die Verantwortlichen nicht entschließen und fanden zu der Lösung, „dass es der 
Grundidee einer solchen belebten verkehrlichen Situation wohl auch gerecht würde, wenn 
man den bisherigen Alten Bahnhofsplatz mit dem Namen von Herrn Altoberbürgermeister 
Fischer versehen würde“. 

 

Der aus Moosburg an der Isar stammende August Fischer war nach dem juristischen 
Staatsexamen und einer kurzen Berufstätigkeit als Rechtsanwalt in Bad Reichenhall von 1930 
bis 1945 hauptamtlicher Bürgermeister von Burghausen. Nach der Heimkehr aus der 
Kriegsgefangenschaft und einer kurzen Tätigkeit als Referent beim Oberversicherungsamt in 
München bewarb sich Fischer 1952 erfolgreich um das Amt des Oberbürgermeisters von 
Kempten. Daneben war er von 1951 bis 1960 Präsident (anschließend Ehrenpräsident) des 
Verbands der Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermißtenangehörigen Deutschlands e.V. 
(VdH). 

 

Ähnlich wie Otto Merkt war auch August Fischer ein Schwergewicht der Kemptener Politik, 
das viele Jahre prägend wirkte. Da es über Fischer noch keine eingehenden wissenschaftlichen 
Forschungen gab, beauftragte die Kommission für Erinnerungskultur den Historiker Felix 
Berge damit, ein Gutachten zu erstellen, das im August 2023 vorlag und 2025 in erweiterter 
Form in der Zeitschrift für bayerische Landesgeschichte veröffentlicht wurde. Wie bei Merkt 
zeigt sich ein ambivalentes Bild. Fischers Verdiensten als Kemptener Oberbürgermeister (wie 
z.B. Förderung des Wohnungsbaues, von Schulen und Kindergärten, Errichtung des neuen 
Krankenhauses, Altstadtsanierung, Infrastrukturprojekte, neuer Bahnhof) stehen seine 
Haltungen und Handlungen in Burghausen gegenüber. Er war während der ganzen Zeit des 
Bestehens des „Dritten Reiches“ Bürgermeister in Burghausen. Felix Berge kommt zu dem 
Schluss, dass Fischer gemessen an seinen Mitgliedschaften in NSDAP, SA und SS sowie 
diversen Parteigliederungen, seinem kommunalpolitischen Agieren und Funktionieren in einer 
Diktatur, seiner Beziehung zu den NSDAP- und Regimevertretern, seiner Beteiligung an 
Verbrechenskomplexen sowie seinen propagandistischen und ideologischen Äußerungen von 
1933 bis 1945 zweifellos Nationalsozialist war. Eine Mitgliedschaft in der SS war eher 
untypisch für einen Bürgermeister und weist auf ein ideologisches Engagement hin. Als 
Ortsgruppenamtsleiter der NSV war er auch für Schulungen zur „Rassenhygiene“ und andere 
Maßnahmen zur Förderung der „Volksgemeinschaft“ zuständig, wofür er eine Auszeichnung 
„für Volkspflege“ erhielt. Er engagierte sich offensichtlich aktiv, bewusst und überzeugt bei 
den Angeboten des Nationalsozialismus und stärkte so das NS-System. Als Belege führt Berge 
unter anderem die Hissung der Hakenkreuzflagge 1933 an, womit er ein wichtiges Zeichen 
setzte, die der völkischen Ideologie verhafteten Meier-Helmbrecht-Spiele, die Planung eines 
Thing-Platzes, die NS-Festkultur und eine NSDAP-Kreistagung. Auf diese Weise stützte der 
Bürgermeister aber nicht nur das Regime, sondern half ihm dabei, sich vor Ort zu verankern 
und die Ideologie der „Volksgemeinschaft“ zu inszenieren. Besonders schwer wiegt in 



ideologischer Hinsicht, dass er noch vor seinem Parteibeitritt im Mai 1937 einen 
Aufnahmeantrag in die elitäre Allgemeine SS gestellt hatte, dem 1938 stattgegeben wurde. 
Die SS verstand sich als „rassische“ Auslese und hatte den Anspruch einer weltanschaulichen 
Vorbildfunktion für den Nationalsozialismus.  

Neben den hier angeführten Mitgliedschaften und seiner politischen Betätigung im NS-System 
scheinen diese Kontakte auch auf persönlicher Ebene stattgefunden zu haben und durch 
Freundschaften gestärkt worden zu sein. So ist u.a. auf dem Hochzeitsbild von Fischer kein 
männlicher Gast zu sehen, der nicht die Uniform einer NS-Organisation trägt. 

Fischer war auch aktiv an Verbrechenskomplexen beteiligt. Zwar gibt es keine Hinweise auf 
eine direkte physische Gewaltanwendung Fischers im Zusammenhang mit der Pogromnacht 
in Burghausen 1938, allerdings war er in die bürokratischen Anweisungen zur Erfassung der 
jüdischen Bevölkerung involviert und bearbeitete sie stets bereitwillig. Nachgewiesen ist 
hingegen eine direkte Involvierung Fischers in die Zwangssterilisierung einer alkoholkranken 
Frau sowie die Initiative zur „Unfruchtbarmachung“ missliebiger Personen in vier weiteren 
Fällen. 

Für den Eroberungs- und Vernichtungskrieg der Wehrmacht betrieb Fischer nicht nur 
Propaganda, sondern nahm ab 1942 auch selbst daran teil. Die freiwillige Meldung Fischers 
zur Wehrmacht könnte aus Karrierestreben erfolgt sein. 

Nach Kriegsende ließ Fischer ebenso wie Merkt keine kritische Selbstreflexion erkennen. Im 
Gegenteil: Er verschwieg, negierte und verdrehte seine NS-Vergangenheit z.B. in den 
„Erinnerungen an Burghausen“, die Fischer 1981 an den Burghauser Bürgermeister schickte. 
Meist trennt er dabei den Nationalsozialismus von seinen Tätigkeiten in Burghausen oder 
bezieht sich auf äußere Zwänge. Auch sein Handeln und einige wesentliche Verlautbarungen 
in der Kemptener Stadtpolitik belegen diese Haltung. So ließ Fischer zum Tod des 
nationalsozialistischen Kreisleiters und Oberbürgermeister Anton Brändle im Jahr 1953 in 
dessen Nachruf schreiben, er habe die Stadt in einer „schweren Zeit“ mit „Hilfsbereitschaft 
gegenüber jedermann“ und Pflichtbewusstsein“ geführt. 

Das Fazit von Felix Berge lautet: 

„Zusammengefasst zeigt sich, dass August Fischer auf einer Vielzahl von Feldern als 
Nationalsozialist agierte, nationalsozialistische Kommunalpolitik umsetzte und 
nationalsozialistische Propaganda betrieb. Die ideologische, politische, ökonomische, soziale 
und kulturelle Unterstützung des Regimes wirkte reziprok, stärkte also den Bürgermeister wie 
auch den Nationalsozialismus vor Ort. Auch in Verbrechenskomplexe war Fischer involviert. 
Nach 1945 ging er weder ehrlich noch konsequent und selbstkritisch mit der eigenen 
Verstrickung in den Nationalsozialismus und mit seiner getragenen Verantwortung um.“ Einer 
„Entnazifizierung“ musste sich Fischer nicht unterziehen, da er aufgrund seiner erst 1949 
erfolgten Rückkehr aus der sowjetischen Kriegsgefangenschaft unter die 
„Heimkehreramnestie“ fiel. 

 

 

Porschestraße, 

benannt nach Dr.-Ing. h.c. Ferdinand Porsche (1875-1951) 

Automobilkonstrukteur und Unternehmer 

Benennungsdatum: März 1977; die Begründung liefert eine Bauausschusssitzung vom 
4.12.1974, der zur Folge „im Gewerbegebiet Ursulasried/Leubas Namen berühmter Techniker 



als Straßenbezeichnungen verwendet werden“ sollen, wobei „Techniker aus dem 
schwäbischen Raum zu bevorzugen“ seien. 

 

Der aus Böhmen stammende Ferdinand Porsche begann seine Karriere im Motoren- und 
Automobilbau in Wien und schließlich Wiener Neustadt bei der Österreichischen Daimler-
Motoren-Gesellschaft. 1923 wechselte er als Leiter des Konstruktionsbüros und 
Vorstandsmitglied ins Stammhaus nach Stuttgart. 1930 machte er sich mit einem eigenen 
Konstruktionsbüro selbständig, das jedoch mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatte. Die Beauftragung mit der Konstruktion des „KdF-Wagens“ (Volkswagen) 1934 
bedeutete für Porsche dann den Durchbruch und begründete seine steile Karriere in der NS-
Zeit. Porsches Konstruktionsbüro bildete faktisch die Entwicklungsabteilung des neu 
errichteten Volkswagenwerks. Dort wurden statt des KdF-Wagens für das breite Volk dann auf 
der Grundlage von dessen Technik in erster Linie Kübel- und Schwimmwagen für die 
Wehrmacht gebaut. 

Porsche, seit 1937 Mitglied der NSDAP, und sein Stuttgarter Unternehmen profitierten 
wirtschaftlich immens vom NS-Regime und dessen Rüstungsaufträgen. Der Gewinn der Firma 
Porsche stieg von 500 Reichsmark 1933 auf über zwei Millionen Reichsmark 1944. Das 
Einkommen Porsches lag 1932 bei 28.275 Reichsmark und stieg bis 1938 auf 711.530 
Reichsmark. Das Regime war für Porsche Mittel zum Zweck. Er nutzte seine politischen 
Beziehungen und nahm in der Rüstungsindustrie des Regimes zwischen 1941 und 1943 eine 
Spitzenposition als Vorsitzender der Panzerkommission beim Reichsministerium für 
Bewaffnung und Munition ein. In dieser Funktion setzte er sich für den Bau schwerer Panzer 
ein, mit denen er einen größeren Profit erzielen konnte. Während des Zweiten Weltkriegs 
nutzte er die Arbeitskraft der Zwangsarbeitenden aus. Der Automobilfachmann war ein 
„Opportunist reinsten Wassers“. 

Porsche war an Verbrechen nationalsozialistischer Prägung beteiligt. In den Werken des VW-
Konzerns mussten während des Zweiten Weltkriegs Tausende Menschen Zwangsarbeit 
leisten. Bis Kriegsende waren hier rund 20.000 Zwangsarbeitskräfte beschäftigt, das entsprach 
etwa zwei Drittel der gesamten Belegschaft während des Krieges. Verschleppte Zivilistinnen 
und Zivilisten aus Polen, Frankreich, Südosteuropa und der Sowjetunion sowie sowjetische 
Kriegsgefangene, italienische Militärinternierte und Häftlinge aus den Konzentrationslagern 
wurden hier ausgebeutet, teils unter menschenunwürdigen Bedingungen. Mangelhafte 
Verpflegung und Hygiene, fehlende ärztliche Betreuung und harte körperliche Strafen zählten 
zum Alltag. Im Werk in Wolfsburg kamen alleine mehr als 500 Menschen zu Tode, wie 
(unvollständige) Totenlisten belegen.  

Porsche als Hauptgeschäftsführer des Volkswagenwerks trug hierfür die Verantwortung. Ihm 
waren die Bedingungen, unter denen die Zwangsarbeitskräfte lebten und arbeiteten, bekannt 
und er nahm sie in Kauf angesichts des extremen Arbeitskräftemangels in der deutschen 
Wirtschaft, der auch die VW-Werke betraf. Doch mehr als das: Wie die Forschung nachweisen 
konnte, setzte sich Porsche als einer der ersten persönlich dafür ein, dass sowjetische 
Kriegsgefangene zur Zwangsarbeit in der deutschen Wirtschaft herangezogen wurden.  

Im Juni 1944 wurde vom VW-Werk in Rühen bei Wolfsburg eine „Ausländerkinder-
Pflegestätte“ errichtet, in der schwangere Zwangsarbeiterinnen entbinden und nach wenigen 
Tagen ihre Kinder zurücklassen mussten, um die Arbeit wieder aufzunehmen. Zuvor waren für 
diese Zwecke eigene Baracken in den Lagern genutzt worden, die jedoch völlig überfüllt 
waren. Aufgrund der unzureichenden hygienischen Verhältnisse und der chronischen 
Unterversorgung starben mehrere hundert Säuglinge bis Kriegsende. Ferdinand Porsche war 



über die Verhältnisse in der „Ausländerkinder-Pflegestätte“ spätestens ab Ende 1944 
informiert, er unternahm jedoch nichts. 

Ähnlich wie beim Kriegsgefangeneneinsatz nahm Porsche auch beim Einsatz von KZ-Häftlingen 
in der Rüstungsindustrie eine Vorreiterrolle ein. Die VW-Werke gehörten zu einem der drei 
Modellprojekte, bei denen ab Anfang 1942 in Zusammenarbeit mit der SS erprobt wurde, ob 
sich KZ-Häftlinge effektiv in der Rüstungsindustrie einsetzen ließen. Porsche hatte sich 
persönlich bei Hitler und Himmler für die Bereitstellung von Häftlingen als Arbeitskräfte 
eingesetzt. Hierfür wurde in Wolfsburg ein eigenes Konzentrationslager errichtet, das 
„Arbeitsdorf Fallersleben“, und KZ-Häftlinge über die SS entliehen mit dem Ziel, eine 
Leichtmetallgießerei zu errichten. Das Versuchsprojekt wurde im Oktober 1942 beendet, da 
die geplante Aluminiumfertigung als kriegswirtschaftlich nicht dringlich eingestuft wurde. Von 
Seiten der SS wurde das Projekt jedoch insgesamt als Erfolg eingestuft und hatte 
Signalwirkung für den zukünftigen Aufbau von KZ-Außenkommandos in der Nähe wichtiger 
Rüstungsbetriebe.  

Im Zusammenhang mit der Untertageverlagerung der Rüstungsproduktion wurden ab Herbst 
1943 vom SS-Wirtschaftsverwaltungshauptamt entliehene KZ-Häftlinge eingesetzt, um unter 
menschenunwürdigen Bedingungen Stollen und unterirdische Werkshallen auszubauen. Am 
4. März 1944 ersuchten Ferdinand Porsche und sein Sohn Ferry bei Himmler persönlich um 
die Bereitstellung von KZ-Häftlingen für ein Verlagerungsvorhaben der VW-Werke in 
Lothringen und erhielten die Zusage für 3.500 Konzentrationslagerhäftlinge. Als Ausdruck des 
gegenseitig guten Einvernehmens kann die Verleihung des SS-Totenkopfringes durch den 
Reichsführer-SS an Ferdinand Porsche vom gleichen Tage gesehen werden. Porsche nutzte die 
„Vermietung“ von KZ-Häftlingen durch die SS bis Kriegsende. Selbst Anfang 1945 forderte er 
für ein Projekt der Untertageverlagerung in Eschershausen bei Holzminden noch Häftlinge aus 
dem KZ Buchenwald an. Das VW-Werk unter Porsche profitierte somit von dem Einsatz der 
KZ-Häftlinge, insgesamt mussten hier rund 5.000 Häftlinge Zwangsarbeit leisten. 

Eine kritische Auseinandersetzung nach dem Krieg blieb aus. Im Spruchkammerverfahren 
bagatellisierte er sowohl seine NSDAP-Mitgliedschaft als auch seine SS-Mitgliedschaft; das 
Verfahren wurde am 30. August 1949 eingestellt, ohne dass Porsche zur Verantwortung 
gezogen worden wäre. 

 

 

Messerschmittstraße, 

benannt nach Dr.-Ing. h.c. Wilhelm (Willy) Messerschmitt (1898-1978) 

Ingenieur und Flugzeugkonstrukteur 

Benennungsdatum: 21.9.1978; die Begründung liefert analog zur Porschestraße eine 
Bauausschusssitzung vom 4.12.1974, der zur Folge „im Gewerbegebiet Ursulasried/Leubas 
Namen berühmter Techniker als Straßenbezeichnungen verwendet werden“ sollen, wobei 
„Techniker aus dem schwäbischen Raum zu bevorzugen“ seien. 

 

Willy Messerschmitt gründete unmittelbar nach dem Studium der Ingenieurwissenschaften 
1923 die Firma Messerschmitt Flugzeugbau GmbH in Bamberg. 1938 erfolgte dann in 
Augsburg-Haunstetten, wohin die Firma zwischenzeitlich umgezogen war, die Umwandlung in 
die Messerschmitt AG, deren Vorstandsvorsitzender Willy Messerschmitt wurde. 

 



Als Rüstungsfabrikant und einer der führenden Flugzeugkonstrukteure des „Dritten Reiches“ 
war Willy Messerschmitt aktiv an der Aufrüstung und Durchführung des vom NS-Regime 
geplanten Eroberungskrieges beteiligt. Durch große finanzielle Gewinne, die in den 
Kriegsjahren aus der Ausbeutung in- und ausländischer Zwangsarbeiter, Kriegsgefangener und 
KZ-Häftlinge resultierten, ist er als hochgradiger Profiteur des NS-Regimes anzusehen. 
Zugleich wurde er mit hohen Ehrungen bedacht und ließ sich dadurch propagandistisch in 
Dienst nehmen. Wie Porsche erhielt er 1938 den „Deutschen Nationalpreis für Kunst und 
Wissenschaft“, den Hitler als Ersatz für den Nobelpreis gestiftet hatte. Seit 1933 war er 
Mitglied der NSDAP. 

Messerschmitt war in Verbrechen nationalsozialistischer Prägung involviert. Zu nennen ist 
etwa die Ausbeutung tausender KZ-Häftlinge, Kriegsgefangener und ausländischer 
Zwangsarbeiter für die Flugzeugherstellung mit vollem Wissen um deren 
menschenverachtende Arbeits- und Lebensumstände. In diesen Kontext gehören auch die 
unter mörderischen Bedingungen in den letzten Kriegsmonaten fertiggestellten oder im Bau 
befindlichen Ausweichproduktionsstätten für Messerschmitt wie z.B. in Kaufering und 
Mühldorf am Inn. Messerschmitt bedankte sich beim KZ-Kommandanten von Dachau Martin 
Weiß am 30. Juli 1943 für die gute Zusammenarbeit hinsichtlich der Häftlingszwangsarbeit: 
„Meine Herren berichten mir von den beträchtlichen Leistungssteigerungen, die durch den 
Einsatz der KZ-Häftlinge im Werk Augsburg erzielt worden sind, wie auch von den 
hervorragenden Erfolgen, die bei der Verlagerung eines Teiles unserer elektrischen Fertigung 
in das Lager Dachau innerhalb kürzester Zeit erreicht wurden. Ich bin mir bewusst, dass diese 
Erfolge vor allem dank Ihrer persönlichen Initiative und Einsatzfreudigkeit für diese neuen 
Aufgaben erzielt wurden und dass der Geist guter Zusammenarbeit, der nach Überwindung 
der Anfangsschwierigkeiten zwischen Ihnen und meinen Mitarbeitern herrscht, in ganz 
besonderem Masse ihrem persönlichen Einfluss zu danken ist.“ 

Dieses Schreiben von Willy Messerschmitt an Weiß ist sein bekanntestes Statement zur 
Kooperation seiner Werke mit den Konzentrationslagern, aber nicht das einzige. Dass er ab 
spätestens 1942 den Einsatz von KZ-Häftlingen guthieß und auch in Teilen über deren 
katastrophale Ernährungs-, Arbeits- und Unterbringungssituation Bescheid wusste, hat die 
Forschung inzwischen herausgearbeitet. 1944 arbeiteten für die Messerschmittwerke an den 
unterschiedlichsten Standorten mindestens 30.000 Menschen, vermutlich die Hälfte KZ-
Häftlinge. 

Auch für Messerschmitt gilt, dass er seine Rolle im Nationalsozialismus in der Nachkriegszeit 
zu beschönigen versuchte. Im Spruchkammerverfahren stellte er sich den Alliierten und den 
Entnazifizierungsbehörden als im Grunde apolitisches Technikgenie vor, das am liebsten 
weiter Flugzeuge für die zivile Luftfahrt hergestellt hätte bzw. dessen Produktion von 
Militärflugzeugen für jeden, auch nichtdeutschen Auftraggeber nur dem politischen 
Gleichgewicht in Europa und der Abwehr des Kommunismus bzw. dem Expansionsstreben der 
aggressiven Sowjetunion gedient hätte. Bezeichnend sind seine Äußerungen im 
Wilhelmstraßen-Prozess. In Statements vom August 1947 hält Messerschmitt an der 
Lebensraumideologie der Nationalsozialisten fest, streitet deutsche Kriegsverbrechen ab bzw. 
versucht sie mit Gewalttaten der Alliierten zu relativieren und bestreitet den Holocaust. 

 

 

 

 

 



Dornierstraße, 

benannt nach Claude Dornier (1884-1969) 

Ingenieur und Flugzeugkonstrukteur, Geschäftsinhaber der Dornier-Werke 

Benennungsdatum: Mai 1934 nach einem Stadtratsbeschluss vom 27.4.1934; Anlass für die 
Straßenbenennung war der 50. Geburtstag Dorniers. 

 

Dornier ist ein gebürtiger Kemptener. Er war als Flugzeugingenieur und -produzent seit den 
1910er Jahren erfolgreich. In der Zwischenkriegszeit stellte er teilweise unter Umgehung der 
Entmilitarisierungsdekrete des Versailler Vertrags Flugboote, Jagdflugzeuge und als zivile 
Verkehrsflugzeuge getarnte Bomber her. Während der NS-Diktatur war Dornier mit seinen 
Werken in das Rüstungsprogramm der Luftwaffe eingebunden. Die Dornier-Metallbauten 
GmbH, seit 1. August 1937 als Dornier-Werke Friedrichshafen GmbH firmierend, nahm mit 
ihren Bomber- und Aufklärungsflugzeugen eine Schlüsselstellung in den Kriegsvorbereitungen 
des NS-Staats ein. Vor diesem Hintergrund und als Ehrung anlässlich seines 50. Geburtstags 
erfolgte 1934 die Straßenbenennung in Kempten. 

Claude Dornier, der seit 1940 Mitglied der NSDAP war, und der mit der Konstruktion, der 
Entwicklung und dem Bau von Kampfflugzeugen die Aufrüstung des nationalsozialistischen 
Deutschlands und die Luftkriegsführung unterstütze, ist als Opportunist und hochgradiger 
Profiteur der NS-Diktatur anzusprechen. Als expliziter Rüstungsfabrikant war Dornier 
Mitträger und Nutznießer des Zweiten Weltkriegs. 

Noch schwerer wiegt seine aktive Beteiligung an Verbrechenskomplexen, indem er im großen 
Stil ausländische Zwangsarbeiter und KZ-Häftlinge (KZ-Außenkommandos von Dachau und 
Ravensbrück) in den Werken rund um den Bodensee, im Produktionskomplex Norddeutsche 
Dornierwerke Wismar und in Neuaubing/Oberpfaffenhofen beschäftigte. In Friedrichshafen 
beispielsweise waren ca. 1.700 Zwangsarbeiter eingesetzt, in München-Neuaubing ca. 1.900 
zuzüglich etwa 600 KZ-Häftlinge, die in zwei extra errichteten KZ-Außenlagern in Germering 
und Neuaubing untergebracht waren. 

In seinem Entnazifizierungsverfahren stellte Dornier sich als NS-Gegner dar, der in seinem 
beruflichen Fortkommen durch Partei und NS-Staat gehemmt und geschädigt worden sei; 
Verantwortung übernommen hat er nicht. Nach dem erstinstanzlichen Spruch, der ihn vor der 
Spruchkammer als Mitläufer einstufte, verlegte er sein Entnazifizierungsverfahren in die 
britische Zone, da er dort ein Zweigwerk besaß (Norddeutsche Dornier-Werke, Lübeck), und 
wurde als „entlastet“ eingestuft. 

 

 

Rottenkolberstraße, 

benannt nach Dr. Josef Rottenkolber (1890-1970) 

Studienprofessor/Gymnasiallehrer, Historiker 

Benennungsdatum: Beschlüsse im Bauausschuss vom 14.11.1972 und 18.4.1973; eine 
Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Josef Rottenkolber machte am Humanistischen Gymnasium (heute Carl-von-Linde-
Gymnasium) in Kempten Abitur, promovierte nach dem Lehramtsstudium über einen 
Kemptener Fürstabt und war dann als Lehrer an der Realschule Neu-Ulm sowie seit 1938 an 



der Oberschule bzw. später Oberrealschule (heute Allgäu-Gymnasium) in Kempten. Seit 1937 
war er Mitglied der NSDAP. 

Rottenkolber ist in Kempten weniger als Lehrer bekannt, sondern als Verfasser zahlreicher 
Bücher und Aufsätze zur Geschichte Kemptens und des Allgäus. Rottenkolbers 
heimatgeschichtliche Werke sind in der NS-Zeit mit antisemitischer Rhetorik aufgeladen. Sein 
als Standardwerk geltendes Buch über die Geschichte des Allgäus im 19. Jahrhundert, Band 4 
der von Franz Ludwig Baumann begründeten Reihe, enthält noch in den Nachdrucken von 
1951 und 1973 die Antisemitika der Erstauflage von 1938. Es wurde vielfach verkauft. 
Rottenkolber verfasste zahlreiche antisemitische Artikel in verschiedenen Zeitungen, 
beispielsweise am 3. Dezember 1938 in der Augsburger National-Zeitung („Augsburgs Juden – 
schon seit Römerzeiten verhasst“), am 17. Dezember 1938 in der Neuen Augsburger Zeitung 
(„Ein jahrhundertelanger Kampf steht vor dem Abschluss: Den Juden ist das Handwerk 
gelegt“). Es erschienen auch Artikel im Völkischen Beobachter. In der Zeitschrift Das schöne 
Allgäu veröffentlichte Rottenkolber 1939 das Gedicht „Juden“. Außerdem weisen auch 
Rottenkolbers Vorträge bei der Akademischen Ferien-Vereinigung Algovia antisemitische 
Passagen auf. Dadurch trug Rottenkolber dazu bei, den Antisemitismus als einen 
Ideologiekern des Nationalsozialismus in exponierter Weise propagandistisch zu verbreiten. 
Die Geschichte des Allgäus wurde in Rottenkolbers Schilderung antisemitisch aufgeladen. 
Mindestens ein Fall ist belegt, in dem Rottenkolber ein aktives, initiatives Verhalten an den 
Tag gelegt hat, um anderen unter Nutzung der Möglichkeiten, die das NS-Regime 
bereitgestellt hat, zu schaden: 1944 rebellierten mehrere Schüler des Kemptener 
Schülerheims, dessen Direktor damals Josef Rottenkolber war, gegen eine bevorzugte 
Verpflegung der Lehrkräfte auf ihre Kosten. Insbesondere beschuldigten sie Rottenkolber, sich 
an den ihnen zugeteilten Lebensmitteln persönlich zu bereichern. Diese Anzeige bezeichnete 
Rottenkolber als „kommunistische Verschwörung“ und lieferte mindestens einen der Schüler 
der Polizei aus. Gegen den „Rädelsführer“, einen Deutsch-Amerikaner namens Walter 
Boerner, wurde Rottenkolber wegen seiner regimekritischen Reden unter den Schülern aktiv. 
Boerner musste Ende 1944 nicht nur die Schule verlassen und wurde verhaftet, sondern sollte 
auch in Berlin vor den Volksgerichtshof gestellt werden. Nur ein Aktenverlust aufgrund eines 
Luftangriffs verhinderten eine Anklage, Boerner konnte wohl auch fliehen und sich bis zum 
Einmarsch der US-Armee auf dem Land verstecken. 

Rottenkolber sah sich nach 1945 als Opfer des NS-Regimes, da er aufgrund seiner Bindungen 
zur katholischen Kirche bei Beförderungen benachteiligt worden sei. Die Denunziation des 
Schülers Walter Boerner führte im November/Dezember 1946 zu einem Einspruch des 
öffentlichen Klägers und einer Wiederaufnahme des schriftlich geführten Verfahrens. Der 
Einspruch des öffentlichen Klägers wurde abgelehnt. Die Spruchkammer stufte Rottenkolber 
trotz Antisemitismus und Denunziation als „Mitläufer“ ein. 

 

 

Eberhard-Schobacher-Weg, 

benannt nach Else Eberhard-Schobacher (1887-1955) 

Schriftstellerin 

Benennungsdatum: 1957; als Begründung wird in der Presse die Erinnerung an die 
verstorbene Heimatdichterin angeführt, welche unweit des nun nach ihr benannten Weges 
im Haubenschloß gewohnt habe. 

 



In Passau geboren, kam Else Eberhard-Schobacher als Zehnjährige nach Kempten. Während 
des Ersten Weltkriegs war sie im Sanitätswesen tätig und begann ihre schriftstellerische 
Tätigkeit mit ersten Veröffentlichungen unter anderem im Allgäuer Tagblatt. Ab 1930 
Mitarbeit beim Bayerischen Rundfunk. Seit 1933 wurde sie von lokalen und regionalen 
Nationalsozialisten massiv gefördert und hat in zahlreichen Zeitschriften und anderen 
Publikationen der NSDAP veröffentlicht. Sie kann zweifelsohne als ideologische Wegbereiterin 
und Unterstützerin des NS-Regimes gelten. Schon in den 1920er Jahren verfasste sie 
nationalistische Gedichte, die nach 1933 von NS-Organisationen verbreitet wurden. Ihr 
Gedicht „Föhn“ wurde zum Namensgeber des völkischen Kampfblattes „Föhn“, das als erste 
nationalsozialistische Zeitung des Allgäus im März 1924 erstmals erschien und vom Kemptener 
NSDAP-Kreisleiter herausgegeben wurde. Sie habe es, sich „zu ihm bekennend – mit vollem 
Namen unterzeichnet“.  

Propagandistisches bzw. ideologisches Engagement zeigte sich in ihren Theaterstücken. Ihr 
Stück „Unter der Fahne schreiten wir. Großer dramatischer Sprechchor“ von 1935 verherrlicht 
die NS-Bewegung. Das Stück wurde am 3. November 1935 in Leutkirch uraufgeführt. Es ist klar 
als NS-Stück zu identifizieren. Die handelnden Personen stammen fast alle aus NS-
Organisationen, z.B. Jungmädel, Jungvolk, BDM, HJ, NSV, ein politischer Leiter etc. Schon die 
Beschreibung des Bühnenbildes ist eindeutig lesbar: „Beherrschend auf schwarzem 
Hintergrund: Das Ehrenmal der Feldherrnhalle. Darüber schwebend die Hackenkreuzfahne 
[sic!].“ Als Lieder des Chores dienen „Soldat, Kamerad“, Horst Wessellied, II. Strophe, „Unter 
der Fahne schreiten wir.“   

 

In dem Stück lässt Eberhard-Schobacher die Jungen der Hitlerjugend u.a. sagen: 

 

„Du/ geliebteste Fahne! 

Für dich leben und wachsen wir! 

Für dich beben und streiten wir! 

Für dich beten und kämpfen wir! 

Für dich fallen und sterben wir!“ 

 

In Eberhard-Schobachers Theaterstück „Funkensonntag“ von 1936 wird erbbiologisches und 
rassenhygienisches Denken propagiert. Otto Merkt, Oberbürgermeister und 
Kreistagspräsident (in dieser Funktion zuständig für die psychiatrischen Kliniken in Günzburg 
und Kaufbeuren), erschien das Stück prädestiniert, „den nationalsozialistischen Gedanken von 
der Vererbung beim Menschen, der im schwäbischen Volk noch nicht Fuß gefasst hat, zu 
predigen und zwar besser als gelehrte Vorträge“. Gauheimatpfleger Barthel Eberl empfahl das 
Stück der NS-Kulturgemeinde, Gaudienststelle Schwaben: Es sei seines „rassepflegerischen 
Wertes“ wegen unbedingt wert, „im ganzen Schwabenland womöglich in jedem Dorf gezeigt 
zu werden“. 

Auch für Eberhard-Schobacher gilt, dass eine kritische Selbstreflexion bei ihr völlig 
ausgeblieben ist. Im Gegenteil: Sie stellte sich nach 1945 als vom Nationalsozialismus 
Bedrängte und Verfolgte, wenn nicht als Widerstandskämpferin dar und verkehrte somit die 
tatsächlichen Realitäten völlig. 

Im handgeschriebenen Lebenslauf als Anlage zur Aufnahmeerklärung in die 
Reichsschrifttumskammer von 1937 zeigte sie sich als überzeugte Nationalsozialistin der 
allerersten Stunde. 1933 habe sie „tiefe[r] Ekel“ vor Leuten gepackt, die plötzlich „aus dem 



Handgelenk ihren neuen Patriotismus schütteln konnten“ - und meinte damit jene, die ihre 
Begeisterung für den Nationalsozialismus nach dem 30. Januar 1933 entdeckten. Für sie 
dagegen gelte: „Daß ich für mein Volk und für meine Zeit arbeiten will – brauche ich nicht zu 
geloben. Mein ganzes bisheriges Leben ist der sichtbare Beweis – daß ich anders überhaupt 
nicht schaffen kann. Heil Hitler!“  

 

 

Ludwig-Thoma-Straße, 

benannt nach Ludwig Thoma (1867-1921) 

Rechtsanwalt, Schriftsteller 

Benennungsdatum: 20.11.1967; eine Begründung für die Benennung wurde nicht angegeben. 

 

Ludwig Thoma stammt aus dem oberbayerischen Oberammergau und arbeitete seit 1893 in 
Dachau als Rechtsanwalt und Schriftsteller. Bis zum Ersten Weltkrieg galt er als Linksliberaler, 
schwenkte dann jedoch ins rechtsradikale Lager als Redner der Deutschen Vaterlandspartei. 
Auch sein schriftstellerisches Werk ist von extremen Widersprüchen getragen. 

Im Miesbacher Anzeiger verfasste er ab 1918, aber vor allem 1920/21 etwa 180 anonyme 
Leitartikel und unterstützte damit die Durchsetzung der „Ordnungszelle Bayern“ und den 
Aufstieg der NSDAP als Stichwortgeber für das rechtsextreme Lager in Bayern: Thomas Artikel 
waren demokratiefeindlich, antirepublikanisch, antisemitisch bis zur Pogromhetze. Hier einige 
Beispiele: Juden seien „degenerierte Salonbuben“, „galizische Rotzlöffel“, „Brandstifter“, die 
mit ihren Zeitungen selbst den Antisemitismus schürten, das „Feuer des Rassenhasses“ 
anfachten. „Wir Arier haben es am Ende nicht nötig, ruhig zuzusehen, wie schmierige 
Lausbuben, Tango- und Spinatburschen (Homosexuelle) zu Christenpogromen hetzen.“ 
Insbesondere durch den geifernden Duktus seiner antisemitischen Artikel, in denen 
Bestandteile der jüdisch-bolschewistischen Weltverschwörung und der Dolchstoß-Legende 
aufscheinen (Juden als Drahtzieher hinter dem Sturz des Kaiserreichs, Träger der 
kommunistischen und sozialistischen Bewegungen und Parteien, Juden als internationales 
Finanzjudentum) wirkte Thoma auch über Bayern hinaus.  

Der „Miesbacher Anzeiger“, ein oberbayerisches Provinzblatt, hatte bis zur Übernahme der 
Leitartikel durch Thoma etwa eine Auflage von 4.000-5.000 Exemplaren, die im Großraum 
Miesbach gelesen wurden. Danach stieg die Auflage auf 18.000 Exemplare, evtl. auch noch 
mehr, die dann im ganzen Reich gelesen wurden und auch im Handel und über die Post 
erhältlich waren. Klaus Eck, Herausgeber des Miesbacher Anzeigers bis Juli 1922, sekundierte 
dem anonym im Miesbacher Anzeiger hetzenden Thoma, zum Teil in ähnlichem Stil, und gab 
bei Gerichtsverfahren Thomas Artikel als die seinen aus. Hitlers Mentor Dietrich Eckart als 
dritter Autor, ebenfalls anonym, steuerte weitere antisemitische und antirepublikanische 
Artikel bei.  

Die Autorenschaft der etwa 180 Hetzartikel im Miesbacher Anzeiger war immer bekannt, vor 
1945 und auch danach. Im „Dritten Reich“ wurde Thoma, der 1921 verstarb, als Mitkämpfer 
Eckarts und entschiedener Gegner der Weimarer Demokratie gefeiert und verlegt; die 
Herausgabe seiner Werke sicherten seiner jüdischen Geliebten Maria (Maidi) von Liebermann, 
das Überleben, ihr Bruder wurde jedoch Opfer des Holocaust. Dass Ludwig Thoma parallel zu 
seiner antisemitischen Hetze eine jüdische Geliebte hatte, gehört zu den Widersprüchen 
seines Lebens. Die Beziehung hatte manischen Charakter. 



Aufgrund seiner Leitartikel im „Miesbacher Anzeiger“ kann Ludwig Thoma als ideologischer 
Wegbereiter des Nationalsozialismus gelten. 

 
Anlagen: 

- Liste aller untersuchten Straßennamen mit Empfehlung 
 
 
 

Abschlussbemerkung 
 
Die Kommission für Erinnerungskultur wurde vom Stadtrat der Stadt Kempten (Allgäu) ins 
Leben gerufen, um die Stadt in Fragen der Erinnerungskultur zu beraten. 
Die Kommission hat sich das Ziel gesetzt, sich zunächst mit Straßennamen zu beschäftigen, 
deren Namensgeber in der Zeit von 1933 bis 1945 handlungsfähig waren und Empfehlungen 
zum Umgang mit diesen Namen zu geben. Dieses Ziel wurde mit dem vorliegenden 
Arbeitsbericht erreicht. 
 
Im Anschluss an die Kommissionsarbeit wird der hier vorgelegte Arbeitsbericht in redigierter 
Form veröffentlicht werden. Außerdem sollen die Inhalte aller Biogramme der interessierten 
Öffentlichkeit barrierearm und leicht zugänglich zur Verfügung gestellt werden, sei es in 
digitaler oder gedruckter Form. Das empfiehlt sich besonders, da die Namensgeber der 
Straßennamen einen großen Handlungsrahmen in den Jahren zwischen 1933-45 aufzeigen.  So 
finden sich unter diesen u.a. überzeugte Nationalsozialisten mit und ohne Einfluss, 
bedenkenlose Profiteure und Mitläufer im Wortsinn, aber auch Opfer des 
menschenverachtenden Systems, Menschen, deren Haltung sich im Laufe der Jahre änderte, 
widerständig agierende Personen und Widerstandskämpfer. 
 
Für die Straßennamen, für die der Stadtrat einen Kontextualisierungsbeschluss trifft, 
erarbeitet die Verwaltung Vorschläge, die diesem Bedarf optisch wie inhaltlich nachkommen. 
 
Der Auftrag des Stadtrates beschränkte sich bewusst nicht auf eine bestimmte zeitliche 
Perspektive der Kemptener Vergangenheit oder auf die Beschäftigung mit Straßennamen, 
sondern hat die Kommission mit einem weit gefassten Begriff der Erinnerungskultur auf den 
Weg gebracht, als kontinuierliche städtische Aufgabe. 
 
 
 
Kempten, 16.04.26 
Markus Naumann, Martin Fink, Thomas Steck  
für die Kommission für Erinnerungskultur 


